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Valuta⸗ Kredite. 


Die Revolution in den deutſchen Valuta⸗ 
verhältniſſen hat nicht bloß in den Staats⸗ 
finanzen, in der öffentlichen Wirtſchaftspolitik 
und in der volkswirtſchaftlichen Struktur 
Deutſchlands weſentliche Veränderungen her⸗ 
vorgebracht, ſondern auch in einer Reihe von 
geſchäftlichen Unternehmungen Störungen 
hervorgerufen, deren Tragweite heute viel⸗ 
fach noch gar nicht in der Oeffentlichkeit be⸗ 
kannt iſt. 

Eine ganz beſondere Rolle ſpielen dabei 
die Valutakredite, die von deutſchen Kaufleuten 
in öffentlichen Körperſchaften im Ausland auf⸗ 
genommen worden find. Der deuſche Privat- 
kredit iſt ja während des Krieges von 
großer Wichtigkeit auch für den Staat 
geweſen. Vor dem Kriege war es immer der 


Stolz Deutſchlands, daß die deutſche Vorfs- 


wirtſchaft Gläubiger der meiſten Länder der 
Weltwirtſchaft war und keine Schulden in der 
Fremde hatte, insbeſondere, daß das Reich 
bei der Aufnahme von öffentlichen Anleihen 
niemals auf das Ausland hatte zurückzu⸗ 
greifen brauchen. Das war allerdings ein 
Zeichen großer wirtſchaftlicher Stärke Deutſch⸗ 
lands. Wie diefe Stärke überhaupt aber in- 
ſofern zum Verhängnis für Deutſchland 
wurde, als ihm dadurch mächtige Gegner er⸗ 
wuchſen, deren wirtſchaftliche Gegnerſchaft 
ſchließlich in politiſche Feindſchaft um⸗ 
ſchlug, ſo darf man heute doch wohl ſagen, 
aß vielleicht manche Koalition anders aus- 
gefallen, mancher Feind zum Freunde ge⸗ 
worden wäre, wenn Deutſchland gegenüber 
anderen Staaten in der Rolle des Schuldners 


ſich befunden hätte. Denn der Gläubiger iſt um 
den Schuldner beſorgt, während der Schuld⸗ 
ner in einer natürlichen Feindſeligkeit gegen⸗ 
über ſeinem Gläubiger lebt, ſelbſt wenn er 
ihm urſprünglich für die Gewährung eines 
Darlehens Dankbarkeit entgegenbrachte. 
Nach Ausbruch des Krieges konnte 
Deutſchland von ſeinen Außenſtänden infolge 
der Abſchnürung von England nur einen ge- 
ringen Gebrauch machen. Es war auf die 
wenigen Außenſtände in den neutralen 
Staaten angewieſen, und da deren Zahl ſich 
immer mehr verringerte, jo ſchmolz das Welt- 
guthaben, über das Deutſchland verfügen 
konnte, im Laufe der Zeit immer ſchneller gu- 
ſammen. Es mußte neue Kredite aufnehmen, 
weil es mit eigenen Waren den immer mehr 
ſteigenden Wert der Einfuhren nicht zu bezahlen 
vermochte. Das Reich ſelbſt konnte auf Ge⸗ 
währung namhafter Kredite nicht rechnen. 
Wo irgendwelche Reichsſtellen als Kredit⸗ 
nehmer auftraten, mußten ſie die Kredite 
durch Hergabe von ausländiſchen Papieren 
oder von heimiſchen Obligationen fundieren, 
deren beſondere Art die Ausländer be- 
ſtimmten. Meiſt aber mußten öffentlich-recht⸗ 
liche Korporationen, wie die Stadtgemeinden, 
oder im Ausland beſonders akkreditierte Pri- 
vatfirmen dazwiſchentreten. Zu einem Teil 
laufen die Auslandsſchulden noch, die ſolche 
Firmen aufgenommen haben. Soweit ſie im 
öffentlichen Auftrag handelten, ſind ſie meiſt 
durch Reichsgarantien gedeckt, und die ſtarke 
Entwertung der deutſchen Valuta, die ver⸗ 
mutlich bis zur Fälligkeit jener Kredite nicht 


wettgemacht fein wird, braucht fie nicht ſehr 
zu ſchrecken. Anders aber liegt die Sache bei 
jenen Kreditaufnahmen, die lediglich für pri⸗ 
vate Geſchäftszwecke erfolgt ſind. Es läßt ſich 
nicht feſtſtellen, um welche Summen es ſich 
hier im ganzen handelt, aber es iſt ſicher, 
daß es ſich vom Standpunkt der einzelnen 
Unternehmungen, die ſich mit ſolchen Aus⸗ 
landskrediten befaßten, um ganz erhebliche, 
ſehr ins Gewicht fallende Beträge dreht. Man 
muß dabei bedenken, daß der ſchweizeriſche 
Franken noch kurz vor dem Waffenſtillſtand 
etwa 2 % wert war, während er heute etwa 
15 % notiert. Wer alfo um den Preis von 
rund 200 000 % ſich ſeinerzeit einen Kredit 
von 100 000 Franken in der Schweiz beſchaffte, 
hat heute dafür eine und eine halbe Million 
Mark zurückzuzahlen, ohne die Garantie zu 
beſitzen, daß die Schuld im Augenblick der 
Fälligkeit nicht noch viel höher ſein wird. Nun 
handelt es ſich aber nur in den ſeltenſten 
Fällen um ſo kleine Beträge. Vielmehr geht 
es meiſt um Millionenkredite, die die Bi⸗ 
fangen der einzelnen Unternehmungen er- 
heblich beeinfluſſen. 

Es iſt ja nun ein offenes Geheimnis, daß ein 
Teil der Kaufleute, die mit ſolchen Auslands⸗ 
krediten arbeiten, an dieſen Geſchäften ſo viel 
verdienten, daß ſie im Anfang — vielfach in 
ſtarkem Widerſtreit mit den Steuerbehörden 
— große Rückſtellungen vornehmen konnten. 
Das trifft namentlich für diejenigen Firmen 
zu, die in der Zeit nach dem Waffen⸗ 
ſtillſtand zur Einfuhr aller möglichen Luxus⸗ 
waren Auslandskredite aufnahmen. Auf ihre 
ungeregelte Einfuhr iſt zum größten Teil die 
Verwüſtung der deutſchen Zahlungsbilanz zu- 
rückzufuhren, aus der dann wieder der immer 
weitere Sturz der deutſchen Valuta reſultierte. 
Dieſe Firmen haben wegen der großen Ge— 
winne, die fie machten, auch bei der Auf- 
nahme von Valutakrediten Bedingungen 
akzeptieren können, die unter anderen Um- 
ſtänden nicht möglich geweſen wären. Das 
Ausland hat eben an Deutſchland doppelt ver- 
dient: einmal durch die Lieferung von Waren 
zu ganz hohen Preiſen, dann durch die Pro- 
viſion und Rückzahlungsbedingungen bei Ge- 
währung der Kredite. 

Schon in der hier näher bezeichneten 
Kategorie der im Ausland verpflichteten 
deutſchen Kaufleute wird es wahrſcheinlich 
manche geben, die heute bereits auf viele dieſer 
Geſchäfte nur mit einer gewiſſen Wehmut zu⸗ 
rückblicken können. Denn auch die größten 
Abſchreibungen, die ſie mit Rückſicht auf 


etwaige Verluſte bei der Uebernahme des 
Kredites ſeinerzeit machten, ſind durch den 
tatſächlichen Rückgang der Valuta lange über⸗ 
holt. Inſoweit fie nicht auch jetzt noch beſon⸗ 
ders hohe Gewinne zu verzeichnen haben, ſind 
ſie gar nicht mehr in der Lage, die notwen⸗ 
digen Ergänzungsabſchreibungen aus neuen 
Gewinnen vorzunehmen. Insbeſondere ver- 
langt die neue Steuergeſetzgebung von ihnen 
große Opfer. Ihre Kapitalkraft ſchwächt ſich 
dadurch, und ſie ſehen vielfach mit Bangen 
dem Augenblick entgegen, in dem ihre Aus⸗ 
landsverpflichtungen fällig werden. Aber in 
einer ganz anderen Lage befinden ſich ſolche 
Geſchäfte, die nur mit begrenztem Nutzen 
operierten, und bei denen die Verpflichtungen 
noch aus der Kriegszeit herrühren. Es kann 
leicht vorkommen, daß hier infolge der Ba- 
lutaveränderung die Schuld ein Vielfaches 
der vorhandenen Mittel beträgt. 


Hier liegt eine Erſcheinung vor, die mit 
allergrößtem Ernſt betrachtet werden und 
deren Umfang zunächſt einmal genau er⸗ 
gründet werden muß. Die Rückzahlung 
wird vielfach ſelbſt da, wo ſie an ſich 
möglich iſt, mit ernſten Schwierigkeiten 
verknüpft ſein. Es ſcheint geboten, rechtzeitig 
ſich zu überlegen, welche Maßnahmen er- 
griffen werden müſſen, um eventuell recht 
ſchlimmes für die deutſche Volkswirtſchaft zu 
verhüten. Iſt ſchon aus ſolcher Erwägung 
heraus der Staat erheblich an der Ungelegen- 
heit intereſſiert, ſo iſt ſeine Beihilfe noch be⸗ 
ſonders deshalb geboten, weil er in einer 
großen Anzahl von Fällen von den betroffe⸗ 
nen Perſönlichkeiten beſchuldigt werden kann, 
die rechtzeitige Deckungsfürſorge ſeitens der 
Privatunternehmer verhindert zu haben. Wäh⸗ 
rend nämlich der Staat im Laufe des Krieges 
auf der einen Seite diejenigen Unterneh- 
mungen, die überhaupt Kredit im Ausland 
bekamen zur Verſchuldung ermutigte, verbot 
oder erſchwerte er durch die Zentraliſierung 
des Deviſenhandels die Rückzahlung der auf- 
genommenen Kredite zu einer Zeit, als ſie 
noch mit geringerem Opfer erfolgen konnte. 
Die Kaufleute machen nun heute den Staat 
für ihre Ueberbelaſtung verantwortlich, und 
jetzt iſt tatſächlich ja auch nicht mehr nach⸗ 
zuprüfen, ob die betreffenden Kaufleute, wenn 
ihnen die freie Bewegung im Deviſenhandel 
möglich geweſen wäre, rechtzeitig ihre Shul- 
den abgetragen hätten oder nicht. Sicher iſt 
aber andererſeits, daß ein Teil jener Unter⸗ 
nehmer ohne Anregung des Staates gar nicht 


daran gedacht hätte, ſich an Deviſengeſchäften 
zu beteiligen. 

Es kommt hinzu, daß unter den jetzt 
ſchwer Benachteiligten ſich auch eine Anzahl 
von Exiſtenzen befindet, die außerhalb des ge⸗ 
ſchäftlichen Lebens ſtehen, und für die die 
peinliche Ueberraſchung der Steigerung frem⸗ 
der Werte unter Umſtänden eine Bedrohung 
ihrer ganzen Exiſtenz bedeutet. Ich bin durch 
verſchiedene Zuſchriften darauf aufmerkſam 
gemacht worden, daß vielfach in der 
Schweiz von Privatleuten Schulden in 
Franken zu Heilungszwecken gemacht worden 
ſind. Es handelt ſich da in der Haupt⸗ 
ſache um Männer und Frauen, die lungen⸗ 
krank waren oder in ihrer Familie Patienten 
hatten, die zur Wiederherſtellung ihrer Ge⸗ 
ſundheit in Davos oder in anderen ſchweize⸗ 
riſchen Höhenkurorten längere Zeit zubringen 
mußten. Ihnen haben die Beſitzer der Sana- 
torien oder ſchweizeriſche Aerzte oder perſön⸗ 
liche Freunde, die ſie drüben beſaßen, ſeinerzeit 
die Summen vorgeſtreckt, weil auch ſchon der 
damalige Kurs es ihnen nicht ermöglichte, den 
ganzen Betrag auf einmal zu bezahlen. Selbſt 
wo aber dieſe Leute in der Lage waren, die 
Gelder zu begleichen, erteilte ihnen das Reich 
die Ausreiſeerlaubnis nur, weil kein deutſches 
Geld ins Ausland geſchafft werden durfte, 
unter der Bedingung, daß ſie Kreditanwei⸗ 
ſungen auf die Schweiz vorwieſen. Dieſe Per⸗ 
ſonen haben ſich in den meiſten Fällen zu Ab⸗ 
zahlungen verpflichtet. Während des Krieges 
onnten ſie dieſe Abzahlungen infolge der De⸗ 
viſenordnung nur unregelmäßig, vielfach gar 
nicht, leiſten. Sie find mithin tatſächlich durch 
den Staat vielfach geſchädigt. Denn ſie ſind 
jetzt zu Abzahlungen verpflichtet, deren Höhe 
ihre Leiſtungsfähigkeit überſteigt. 

Ign dieſen letzten Fällen muß zweifellos 
eine öffentliche Aktion in die Wege geleitet 
werden. Ich will gar nicht unterſuchen, ob 
hier eine rechtliche Haftbarkeit des Reiches 
vorliegt, aber moraliſch haftbar ſcheint mir 
hier der Staat auf alle Fälle. Und dieſe mo⸗ 
raliſche Haftbarkeit muß rechtlich anerkannt 
werden. Handelt es ſich hierbei in erſter 
Linie um eine Sache des moraliſchen und 
ſozialen Empfindens, ſo kommen daher bei 
den übrigen durch die Deviſenvorſchriften ge⸗ 
chädigten Stellen ſchließlich allgemeinere In⸗ 
tereſſen in Betracht. Klar liegen ſie in allen 
ßällen zu Tage, wo deutſche Stadtgemeinden 
ſich mit hohen Auslandsſchulden belaſteten, 
um für ihre Bewohner ausländiſche Nah⸗ 
rungsmittel zu beſchaffen. Aber auch gegen- 
über den Privatkaufleuten kommt das allge⸗ 
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meine Intereſſe des Staates an der Auf⸗ 
rechthaltung der deutſchen Wirtſchaft in Frage. 
Beſonders da anſcheinend vielfach für ganz 
große Summen die Haftung von Banken 
in Frage kommt. Denn ſeinerzeit war die 
Vorbedingung für die Aufnahme ſolcher Kre⸗ 
dite im Ausland vielfach die Beibringung 
einer Bankbürgichaft. Nach dem Kriegsende ſind 
die Banken ja wohl mit ſolchen Bürg⸗ 
ſchaftsleiſtungen ſehr vorſichtig geweſen. 
Mindeſtens einzelne Inſtitute haben aber wäh⸗ 
rend der Dauer des Krieges ſich ziemlich leicht 
zu ſolchen Bürgſchaften bewegen laſſen, denn 
ihre Direktionen haben ebenſowenig wie die 
Geſchäftsinhaber, die ſolche Kredite auf⸗ 
nahmen, auch nur im entfernteſten die Zu⸗ 
ſtände ahnen können, die ſich ſchließlich Heraus- 
bildeten. 

Eine ganz beſondere Kategorie von den 
im Ausland Verpflichteten, bilden jene Ge⸗ 
ſellſchaften, die einen Teil ihres Obligationen⸗ 
kapitals ſeinerzeit im Ausland aufgenommen 
haben. Bei der Jagd nach chancenreichen Va⸗ 
lutapapieren iſt die Börſe ja ſchnell auf die 
Aktien von Geſellſchaften, beſonders der Elek⸗ 
trizitätsgeſellſchaften, verfallen, die in der 
Schweiz domizilieren, oder einen erheblichen 
Beſitz in der Schweiz haben. Aber wie durch 
einen Geſchäftsbericht einer ſolchen Elektri⸗ 
zitätsgeſellſchaft feſtgeſtellt iſt, ſtehen manch⸗ 
mal dieſer glücklichen Konſtellation auch we- 
niger glückliche gegenüber, beſonders dann, 
wenn nicht der Debitor, ſondern weſentliche 
Teile der Kreditoren nach dem Ausland weiſen. 
Hier frißt die Frankenſchuld unter Umſtänden 
ſelbſt die größten Markgewinne. 

Es liegt hierdas umgekehrte Valutapro⸗ 
blem vor, als dasjenige, dan in den Ländern 
mit hoher Valuta augenblicklich viele Unterneh⸗ 
mungen mit Sorge erfüllt. Insbeſondere in 
der Schweiz, aber auch in Holland, haben 
wie ſchon in den Friedenszeiten, ſo auch noch 
während des Krieges Kreditbanken und Hypo⸗ 
thekenbanken große Markdarlehen nach 
Deutſchland gelegt. Sie erleiden jetzt genau 
dieſelben Verluſte an ihren Aktiven, wie 
deutſche Franken⸗ und Guldenſchuldner an 
ihren Paſſiven. Die ſchweizeriſche Geſetzgebung 
hat deshalb den Unternehmungen geſtattet, 
die minderwertigen Markguthaben zum vollen 
Wert in die Bilanzen zu ſtellen und die Ver⸗ 
luſte in langſamen Abſchreibungen jährlich zu 
tilgen. Etwas Aehnliches werden wir in 
Deutſchland auch machen müſſen. Nur iſt 
ſolche Manipulation bei einem Aktivum leichter 
als bei einer Schuld. Will jemand einen min⸗ 
derwertigen Außenſtand über ſeinen Wert 
bilanzieren, ſo hat er das mit ſich ſelbſt, 
höchſtens noch mit der Geſetzgebung ſeines 
eigenen Staates auszumachen. Dagegen 
hat gegenüber dem Schuldner auch 


der Gläubiger ein Wörtſchen mitzuſprechen. 
Ihn geht es zwar gar nichts an, wie der 
Schuldner ſeinen Verluſt bilanziert, aber er 
verlangt eben Rückzahlung, und die weit⸗ 
herzigſte Bilanzvorſchrift kann den Schuldner 
nicht vor den effektiven Verluſt ſchützen, den 
er durch die Rückzahlung erleidet, und kann 
ihm vor allem nicht die Mittel an die Hand 
geben, durch die er ſeiner Zahlungseinſtellung 
entgeht, wenn er die fremde Währungen zum 
Zwecke der Rücklegung nicht zu kaufen vermag. 

Nun hat ja die Verantwortung der Kauf⸗ 
leute ſelbſt vielfach bereits Gegenmittel er⸗ 
ſonnen. So weit es ihnen möglich war, haben 
faſt alle ans Ausland verſchuldeten Unter⸗ 
nehmungen verſucht, Verkäufe im Ausland 
in fremder Valuta zu machen. Von ihnen 
iſt der Anreiz für den Export, den die Batuta- 
differenz bot, ausgenutzt worden. Wenn, was 
kaum zu erwarten iſt, keine weſentliche Beſſe⸗ 
rung der deutſchen Valutaverhältniſſe eintritt, 
ſo werden vermutlich in ſteigender Zahl die 
ans Ausland verſchuldeten Geſchäfte den Ver⸗ 
ſuch machen, bei Fälligkeit ihre Kredite in 
Dauerkredite umzuwandeln, und womöglich 
Valutahypotheken auf ihren Grundbeſitz ein⸗ 
tragen laſſen. Das würde dann bedeuten, daß 
ſie auf eigene Fauſt die Abtragung ihrer Ver⸗ 
luſte über viele Jahre verteilen. Das iſt nun 
aber kein idealer Zuſtand. Vor allem, weil 
dadurch ja doch die Gefahr der Ueberfremdung 
des deutſchen Grundbeſitzes und der deutſchen 
Produktionsmittel erhöht wird. Und ſchon 
deshalb ſcheint es notwendig, daß hier der 
Staat eingreift. 

Zunächſt in der Weiſe, daß einmal feſt⸗ 
geſtellt und entſchieden wird, inwieweit und 
in welchen Fällen das Reich für die Schädi⸗ 
gung der Unternehmer aufzukommen hat. 
Dann aber muß der Verſuch gemacht werden, 
dieſe Auslandskredite in ihrer Geſamtheit zu 
fundieren. Die Idee, das durch eine Staats⸗ 
anleihe zu bewirken, iſt eine Illuſion. Denn 
dem Deutſchen Reich borgt das Ausland heute 
nicht. Es kann daher auch nicht in Betracht 
kommen, daß das Reich etwa als Vermittler 
oder als Bürge für die Kredite aufkommt, 
die nun die einzelnen Unternehmer im Aus⸗ 
land kontrahieren. Denn es iſt unmöglich, 
daß von einzelnen Unternehmern Pro⸗ 
duktionsmittel oder Grundſtücke verpfändet 
oder Geſchäftsbeteiligungen ans Ausland ge⸗ 
währt werden. Auch dieſe Aufgabe kann, wie 
ſo viele andere, die augenblicklich immer drin⸗ 
gender werden, nicht iſoliert, ſondern nur in 
Zuſammenhang mit dem Geſamtaufbau der 
deutſchen Wirtſchaft gelöſt werden. Die Re⸗ 
gulierung der fälligen Auslandskredite muß 
von den zu Selbſtverwaltungskörpern zu⸗ 
ſammenzuſchließenden Gewerbegruppen über⸗ 
nommen werden, die dafür die Solidarhaft 
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übernehmen und ſich den Regreß gegenüber 
den in Frage kommenden Privatunterneh⸗ 
mungen zu Bedingungen ſichern, die dieſen 
nicht den Lebensfaden abſchneiden. 

Es ſtellt ſich eben auch hier wieder heraus, 
daß ohne eine durchgreifende Neuordnung der 
Wirtſchaft an allen Ecken und Kanten Schwie⸗ 
rigkeiten entſtehen, die jede Entfaltung des 
gewerblichen Lebens unmöglich machen oder 
mindeſtens doch auf das ſchärfſte beeinträch⸗ 
tigen. Die Deviſenfrage an ſich bedarf ja 
überhaupt einer Konzentration der Ausfuhr- 
tätigkeit und einer Ueberwachung und ver- 
nünftigen Verteilung der Deviſen. Wenn 
heute an den deutſchen Börſen gegenüber der 
regen Nachfrage nach fremden Wechſeln nur 
kleine Teilbeträge zugeteilt werden können, ſo 
iſt das an und für ſich gewiß der Ausfluß der 
unleugbaren Tatſache, daß mehr Deviſen ver⸗ 
langt werden, als vorhanden ſind. Aber nach 
der anderen Seite ſtellen durchaus nicht etwa 
alle diejenigen Kaufleute, die in der glücklichen 
Lage find, durch Exporte Deviſen hereinzu⸗ 
bekommen, ihre fremden Wechſel in auch nur 
annähernd vollem Umfange zur Verfügung. 
Entweder benutzen ſie ſie für neue eigene Im⸗ 
portgeſchäfte, die durchaus nicht immer im 
allgemeinen Intereſſe liegen, oder, was noch 
viel ſchlimmer ift, fie ſpekulieren mit ihnen, in⸗ 
dem ſie ſie in ihrem Kaſten lagern oder ſie 
von den Banken lombardieren laſſen. Schon 
heute würde manches beſſer werden, wenn den 
Banken verboten würde, fremde Valuten zu 
beleihen. Wirkliche Remedur kann aber erſt 
geſchaffen werden, wenn Ein⸗ und Ausfuhr 
konzentriert und überwacht, wenn Clearing⸗ 
ſtellen eingerichtet werden und wenn auf dieſe 
Weiſe bewirkt wird, daß der Export, der in 
vollem Umfange auch zur Bezahlung der 
Einfuhr, und zwar nur zu ſolcher benutzt 
wird, die wirklich notwendig iſt. 

Nach den Erfahrungen des Krieges kann 
ſolche Kontrolle nicht durch Beamte ins Leben 
gerufen und überwacht werden. Hier kann 
nur wirkſam die Selbſtverwaltung aller In⸗ 
tereſſierten eingreifen, und dieſe Selbſtver⸗ 
waltung darf wiederum von keiner bureau⸗ 
kratiſchen Behörde dekretiert werden, ſon⸗ 
dern das wird die Aufgabe des Reichswirt⸗ 
ſchaftsrats werden. Der Reichswirtſchaftsrat, 
die Spitze aller Selbſtverwaltungskörper⸗ 
ſchaften, dem auch die wirtſchaftlichen Mini- 
ſterien verantwortlich unterſtellt ſein müſſen, 
wird ſich eben nicht damit begnügen dürfen, 
Geſetze und Verordnungen anzuregen, ſondern 
er muß in ſtändiger Fühlung mit den Mini⸗ 
ſterien und den Selbſtverwaltungskörpern die 
Ausführungen der Geſetze überwachen und 
neben der parlamentariſchen auch eine rege 
adminiſtrative Tätigkeit entfalten. Aber wo 
bleibt der Wirtſchaftsrat? 
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Eos vom (Kleinhaushalt. 


Von Dr. Claire Richter. 


Der erſte Ruf nach dem Großhaushalt erſcholl, als 
die junge, ſich kräftig entwickelnde Induſtrie auch die 
Frau an ihren Triumphwagen ſpannte und ſich die 
Folgen der weiblichen Induſtriearbeit im häuslichen 
Leben der arbeitenden Menſchheit recht unangenehm 
fühlbar machten. Schon damals haben klarblickende 
Sozialreformer aus den ſo geſchaffenen Verhältniſſen 
mit großer Konſequenz die Schlußfolgerung gezogen, daß, 
da die Frau im Wirtſchaftsleben der Menſchheit un- 
entbehrlich geworden iſt, die weibliche Berufstätigkeit 
ſich aber mit einer geregelten Führung des Kleinhaus 
halts einer angemeſſenen Kinderpflege und Kinder- 
erziehung kaum vereinen läßt, es aus dieſem Dilemma 
nur einen Ausweg gibt, nämlich Aebergang vom Klein- 
zum Großhaushalt, von der Familien- zur Kollettiv- 
Kinderpflege und Kindererziehung. 

Konſervativ und in alten Vorurteilen befangen, wie 
die Menſchheit im allgemeinen und unſere Frauenwelt 
im beſonderen nun aber einmal ſind, fand der Ruf ein 
nur ſchwaches Echo, und ſo ſtebt unſer zwerghafter 
Kleinhaushalt denn noch heute, allen Prinzipien moderner 
Bewirtſchaftung zum Trotz, wie ein Foſſil aus längſt 
entſchwundenen, längſt überwundenen Zeit- und Wirt- 
ſchaftsphaſen inmitten des flutenden, auf Zentraliſation 
und Großbetrieb zugeſchnittenen Wirtſchaftslebens der 
Gegenwart. 


Der zweite Ruf nach dem Großhaushalt ertönt in 
unſeren Tagen. Seitdem der große Völkerwahnſinn 
Geſchicke und Wirtſchaftsverhaltniſſe der Menſchheit 
durcheinandergeworfen und dadurch die Hauswirtſchaft 
in ſtärtſte Mitleidenſchaft gezogen hat, find doch vielen 
über den irrationellen Charakter des Kleinhaushalts die 
Augen aufgegangen. Immer lauter erſchallt der Ruf, 
un ſollten ſich eines Tages die vielen vereinzelten 
Stimmen zuſammenfinden, ſo würde vermutlich ein Schrei 
daraus werden, ſtark genug, um bis zu den Ohren derer 


zu dringen, die man gerufen, unſeren verfahrenen Wirt _ 


ſchaftswagen in neue beſſere Bahnen zu lenten. 


Der Kleinhaushalt. Was bedeutet er in den Augen 
derer, die jich von dem alten Nimbus, den Kurzſichtig · 
keit und engherziger Familienegoismus um ihn gewoben, 
nicht blenden laſſen? Eine unglaubliche Vergeudung an 
Werten, ſowohl an Stoffen als an Zeit und Volkskraft 
eine Hochburg des Konſervatismus, an der alle tech 
niſchen Errungenſchaften der Neuzeit ſpurlos vorüber 
gegangen zu ſein ſcheinen, eine Stätte, wo man vielfach 
Stümperhänden geſtattet, das, was uns in unferer Armut 
noch geblieben iſt, auf unſinnigſte Weiſe zu vergeuden. 


And der Großhaushalt? Ein moderner, allen Era 
gebniffen der Wiſſenſchaft und Technik Rechnung tragen- 
sy von gründlich geſchulten, wirtſchaftlichen Perſonen 
e geleiteter Großbetrieb, wo unter Ausſchaltung 
es Rieſenapparats, den die durch ihn erſetzten Einzel 
baushaltungen nötig hatten, Volksgut und Volkskraft 
auf ökonomiſchſte Weiſe zur Kollektivverſorgung Hun⸗ 
derter von Konſumenten herangezogen werden. 


Sollte man nun nicht meinen, der Menſchheit könne 
angeſichts der großen, heute beſonders ſchwer in die 
Wagſchale fallenden Vorteile des Großhaushalts die, 
Wahl zwiſchen beiden nicht ſchwer werden, ſie müſſe, 
ohne zu zögern, entſchloſſen zu letzterem greifen. Ja, 
wenn nur die Leberbedenklichen nicht wären und die Hyper⸗ 
Individualiſten und Hyper⸗Egoiſten. Die kommen nun 
mit gewichtigem Stirnrunzeln und erklären: Gewiß. 
Wär“ ja ganz ſchön, wenn wir die Kohlen, die wir heute 
tonnenweiſe dem Kleinherd, dieſem gefräßigen Moloch, 
in den ewig hungrigen Rachen werfen, unſerer nach 
Heizſtoffen hungernden Induſtrie und Verkehrswirtſchaft 
zuführen könnten. Wär“ auch nicht übel, wenn man ſich 
mal nicht mehr das Gehirn zermartern müßte mit der 
alten, ewig neuen Frage: Was werden wir eſſen, was 
werden wir trinken? Wenn man nicht mehr halbe und 
ganze Stunden beim Kleinhändler verwarten, halbe 
und ganze Tage auf der Suche nach neuen Futterquellen 
verfahren müßte. Gewiß. Wär’ ja ganz ſchön, aber — 
und hohkiugig ſteigt das Geſpenſt der Maſſenſpeiſung 
vor ihren Augen auf — das Familienleben, ja, das 
Familienleben geht natürlich dabei futſch. 

Großhaushalt und herdenmäßige Abfütterung das 
ſind nun einmal Dinge, die in ihrem Gehirn eine Dauer- 
ehe eingegangen zu fein ſcheinen. And wollte man ihnen 
hundertmal ſagen, daß der Großhaushalt nur Maſſen⸗ 
zubereitung der Speiſen, nicht notwendigerweiſe Maffen- 
einnahme derſelben bedeutet, daß das Familienleben 
durch die Befreiung vom Kleinhaushalt nicht nur nichts 
verlieren, ſondern im Gegenteil unendlich an Reinheit, 
Schönheit und Harmonie gewinnen werde, fie kommen 
von den alten Gedankenverbindungen nicht los. 

Und dann die individuellen Geſchmacksrichtungen 
der Einzelnen. Werden die ſich denn mit dem haus 
wirtſchaftlichen Großbetriebe vertragen? Da ift zum 
Beifpiel unter den Gegnern des Großhaushalts einer, 
der iſt gewöhnt — er hat nämlich drei Jahre in Köln 
gelebt — daß ihm ſeine Frau, wenn die Zeit dazu 
gekommen iſt, eine ſeiner Leib⸗ und Herzensfreuden 
„dicke Bohnen“ kocht, und daß man ihm die in der 
Zentralküche herſtellen wird, ſcheint ihm doch mehr als 
fraglich. Nein, ein Leben ohne dicke Bohnen, nachdem 
man nun einmal dieſen höchſten der Lebensgenüſſe kennen 
gelernt hat, einfach nicht auszudenken. Mögen Induſtrie 
und was da drum und dran hängt zugrunde gehen, aber 
ſeine dicken Bohnen muß er haben. 

Damit ſind die Wenn und Aber der Leber- 
vorſichtigen natürlich noch lange nicht erſchöpft. Die 
Bedenken der Aeberbedenklichen laffen fich nicht erſchöpfen. 
Laſſen wir ſie bei ihren dicken Bohnen, Knödeln und 
anderen ähnlichen Genüſſen. 

Dringt nun heute angeſichts unſeres beiſpielsloſen 
wirtſchaftlichen Tiefſtandes die Erkenntnis von der Rot- 
wendigkeit einer durchgreifenden Reform der Verbrauchs- 
wirtſchaſt in immer weitere Kreiſe, die zur Durchführung 
der Reform nötige Entſchlußkraft läßt noch viel zu 
wünſchen übrig. Der Mann, der die ganze Hauswirt⸗ 


ſchaftsmiſere naturgemäß weniger ſchwer empfindet als 
die geplagte Hausfrau, ift in der Regel fo von anderen 
Sorgen, privaten wie öffentlichen, erfüllt, daß ihm für 
die Nöte der weiblichen Hälfte der Menſchheit nicht 
ſelten Zeit und Verſtändnis fehlen, und die rein 
wirtſchaftliche Bedeutung der Frage ſcheint er noch 
nicht klar erkannt zu haben. Wollten wir aber die 
Löſung des Problems denen anheimſtellen, die am Joche 
des Kleinhaushalts am ſchwerſten zu tragen haben, 
den doppelt und dreifach belaſteten Müttern unſeres 
Volks, die Menſchheit würde vermutlich in hundert, ja 
tauſend Jahren nicht weſentlich weiter ſein als heute. 
An uns, den weniger belaſteten Frauen iſt es, die Sache 
in die Hand zu nehmen; an uns iſt es, ſie, dieſe armen 
Sündenböcke unſerer heutigen Geſellſchaftsordnung, von 
ihrem Kreuz- und Laftträgerindafein zu befreien, fie 
wieder zu freien, aufrechten Menſchen zu machen. 

Aber nicht damit würde unſerer Volkswirtſchaft 
gedient ſein, daß ſich hier und da ein paar Familien 
zuſammenfinden, um durch Gründung eines gemeinſamen 
Haushalts ihre hauswirtſchaftlichen Sorgen erträglicher 
zu geſtalten. Nur eine Verwirklichung der Reform in 
großem und größtem Maßſtabe iſt das wirtſchaftlich 
Erſtrebenswerte. Erſt dann dürften die Vorteile des 
Großhaushalts, als da find: ſparſamerer Verbrauch an 
Nahrungsmitteln trotz beſſerer, weil rationellerer 
Ernährung, Erſparnis an Rohmaterialien aller Art, 
beſonders an Heizſtoffen, beſſere Nutzbarmachung der 
Abfallſtoffe, Linderung der Wohnungsnot durch die 
Verwendung freiwerdender Kleinküchen und anderer 
Nebenräume zu Wohnzwecken, Freiwerden eines großen 
Teils von Volks⸗ beſonders Frauenkraft zu produktiver 
Betätigung, Entlaſtung der berufstätigen Hausfrau⸗ 
Mutter und demzufolge beſchleunigte geiſtige Höher- 
entwicklung des weiblichen Geſchlechts, die Möglichkeit 
einer beſſeren Kinderpflege und Kindererziehung, Hebung 
des Geſundheitszuſtandes unſeres Volks, erſt dann 
dürften alle dieſe Vorteile derart hervortreten, daß ſie 
imftande wären, auch Kurzſichtigen die Augen zu öffnen. 

Was die bisher auf dieſem Gebiete gemachten 
Verſuche angeht, ſo haben ſie in der Hauptſache gezeigt, 
wie die Sache nicht zu machen iſt. Vor allem keine 
Vermiſchung mit anderen Ideen. Rein wirtſchaftliche 
Grundlage das iſt die einzig mögliche Baſis für eine 
geſunde Reform unſerer Verbrauchswirtſchaft. And dann: 
Vermeidung alles deſſen, was mit Schablone auch nur 
entfernt Aehnlichkeit hat. And endlich, wenn irgend 
möglich, genoſſenſchaftlicher Aufbau des Ganzen, um 
das Gewinnſtreben Einzelner auszuſchalten, oder An- 
bahnen der Reform durch Gemeinde oder Staat im 
Intereſſe und zum Nutzen der Geſamtheit, am beſten 
wohl unter der Leitung intelligenter, wirtſchaftstüchtiger 
Frauen. Hier iſt eine Aufgabe für dich, tatenhungrige 
neue Frau! Nimm die Sache in die Hand und zeige, 
daß du nicht nur dazu taugſt, dem Manne Handlanger- 
dienſte zu leiſten, ſondern daß du auch großzügigen, 
ſelbſtändigen Handelns fähig biſt. 

Zwei Möglichkeiten kommen hauptſächlich für die 
Verwirklichung der Reform in Frage: Hauswirtſchafts⸗ 
gemeinſchaften auf Grundlage des Großhaus- und ſolche 
auf der Baſis des Kleinhausſyſtems oder, wie ich fie 
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in einer vor kurzem erſchienenen Broſchüre bezeichnet 
habe, Groß⸗ und Kleinhausökonomiate, eventuell die 
Verbindung beider innerhalb derſelben Siedlung. 

Das Ideal haus wirtſchaftlichen Großbetriebes, be⸗ 
ſonders bei Familienverſorgung, ift natürlich das Sied- 
lungsökonomiat, das heißt Kleinhaus- oder Billen- 
kolonien mit Wirtſchaftszentrale, durch die die ange⸗ 
ſchloſſenen Familien mittels eines gut organiſierten 
Speiſetransportwagendienſtes mit der Mittagsmahlzeit, 
eventuell auch mit beiden Hauptmahlzeiten verſorgt werden, 
und die auch die Verrichtung der groben Hausarbeiten 
übernimmt. 

Liegen für die minderbemittelten Schichten die 
Vorteile auf der Hand, ſo wäre auch für die beſſer 
geſtellten Kreiſe der Gewinn nicht gering zu veran- 
ſchlagen, da nicht nur der ganze Dienſtbotenärger in 
Wegfall käme, ſondern auch die Haushaltungskoſten 
eine erhebliche Herabſetzung erfahren würden. 

Wie ſich ein ſolches Siedlungsökonomiat geſtalten 
würde, davon hat uns Dr. Ing. Hahn in Heft 19 der 
„Volkswohnung“ ein anſchauliches Bild gegeben. Ve 
ſonders die baulichen Schwierigkeiten und das Problem 
der Speiſenbeförderung ſcheinen mir hier aufs glück⸗ 
lichſte gelöſt. 

Man könnte nun freilich einwenden, daß bei dem 
heutigen Stande der Bautätigkeit, dem Mangel an 
Nohmaterialien, den hohen Preiſen der Bauſtoffe in 
nächſter Zeit an eine Neugründung von Kleinhaus⸗ 
ökonomiaten in großem Maßſtabe kaum zu denken ſein 
dürfte. Es käme aber noch eine andere Löſung des 
problems in Frage, nämlich eine Anpaſſung ſchon be⸗ 
ſtehender Kleinhausſiedlungen oder Villenkolonien an 
den Dekonomiatsgedanken. Es würde genügen, ein oder 
mehrere größere Gebäude der Siedlung in eine Wirt: 
ſchaftszentrale umzuwandeln, und das Kleinhaus- 
ökonomiat iſt fertig. 

Iſt das Kleinhausökonomiat das Familienökonomiat 
par exellence, ſo würde ſich daß Großhausökonomiat 
beſonders zur Kollektivverſorgung alleinſtehender 
Perſonen eignen, obgleich natürlich, wie in den kapitaliſtiſch 
fundierten Boardinghouſes Amerikas, auch die Familien- 
verſorgung in Verbindung mit dem Großhaus erfolgen 
könnte. Iſt nun in Männer- und Mädchenheimen das 
Ledigenökonomiat in ſeiner primitivſten Ausgabe bereits 
vorhanden, das auf genoſſenſchaftlicher Grundlage 
bafierende Großhausbkonomiat mit komfortablen Ein-, 
Zwei⸗ und Dreizimmerheimen, deſſen Wirtſchaftszentrale 
am beſten in einem Nebengebäude unterzubringen wäre, 
iſt erſt noch zu ſchaffen. Schafft Ledigenökonomiate. 
Das ſcheint mir eine der dringendſten und nächſtliegenden 
Forderungen, die die Gegenwart unſeren Wohn und 
Wirtſchaftspolitikern ſtellt. Macht ſo ſchnell wie möglich 
unferen zwerghaften, an den Mängeln der Kleinhaus- 
wirtſchaft in beſonders hohem Maße krankenden Einzel 
haushalungen ein Ende. Millionen, die heute die 
„Freuden des Möblierten⸗Zimmer⸗Daſeins durchzukoſten 
haben, erlöſt ihr dadurch aus faſt unerträglich gewordenen 
Lebensverhältniſſen. 

And als Not: und Lebergangs maßnahme für die 
Familienverſorgung der minderbemittelten Großſtadt⸗ 
bevölkerung baut, wie es Wilh. Lange-Rofat in der 
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Darmſtädter Zeitung vom 10. Januar vorſchlägt, die 
Schulſpeiſungen weiter aus und zwar derart, daß die 
in der Nähe der Schule wohnende Bevölkerung, wenn 
irgend möglich, ambulant verſorgt wird. 

Sobald aber die Baunot ein wenig gehoben fein 
wird, würde fich die Neugründung von Oekonomiaten, 
Siedlungs- ſowohl als Großhausökonomiaten, em- 
pfehlen, die, von vornherein auf hauswirtſchaft⸗ 
lichen Großbetrieb zugeſchnitten, die Vorteile desſelben, 
feien dieſe nun wirtſchaftlicher oder ideeller Art, erſt 
ins rechte Licht rücken. Sollten ſich übrigens Gemeinde 
oder Staat durch Gründung von Arbeiter- und 
Beamtenökonomiaten zur wirtſchaftlichen Verſorgung 
ihrer ſtändigen Arbeiter- und Beamtenſchaft entf chließen, 
ſo würden dabei als weitere Vorteile die Ausſicht auf 
eine ſchnellere Sanierung unſerer Lohn und Preis- 
verhältniſſe und die Möglichkeit einer wirtſchaftlichen 
Gleichſtellung kinderreicher und kinderarmer Familien 


heraus ſpringen, eine Maßnahme, zu der die Not der 
Zeit geradezu hindrängt. 

Zu keiner Zeit iſt die Notwendigkeit einer Reform 
unſerer Verbrauchswirtſchaft eine ſo dringende geweſen 
als gerade heute. Je ſparſamer wir im Verbrauche 
ſind, deſto weniger fremde Produkte haben wir nötig, 
deſto mehr einheimiſche Erzeugniſſe werden zur Ausfuhr 
frei, deſto ſchneller wird die Tilgung unſerer Kriegs- 
ſchuld vonſtatten gehen. Kann unſer Volk, kann die 
Menſchheit in Anbetracht der traurigen Weltwirtſchafts⸗ 
lage an dieſer natürlichſten, einfachſten Sparmethode 
weiter geſchloſſenen Auges vorübergehen, oder hat ſie 
nicht vielmehr die ſelbſtverſtändliche Pflicht, eine Neu. 
organiſation der Konſumwirtſchaft anzuſtreben, ihre 
Wirtſchaftsmethoden der veränderten Zeitlage angu. 
paſſen. Darum los von unſerem in mittelalterlichen 
Wirtſchaftsformen ſteckengebliebenen, Menſchengut und 
Menſchenkraft vergeudenden Kleinhaushalt. 


Revue der (Preffe. 


Oft ſchon hat in den letzten Monaten die Frage, 
wie Deutſchland unter den jetzt obwaltenden Um- 
ſtänden mit Rohſtoffen für den Inlandsbedarf ver- 
ſehen werden ſoll, ihre allgemeine Beantwortung 
dahin gefunden, daß man den Wertüberſchuß an 
Importen durch hochwertige Fertigfabrikate bes 
gleichen ſoll. Wie der Handel ſich zu dieſer Löſung 
ſtellt, geht aus den Ausführungen des Präſidenten 
der Bremer Baumwollbörſe, Cramer, hervor, 
der, wie die „Deutſche Allgemeine Zei⸗ 
tung“ (12. Februar) berichtet, bei einer Aus⸗ 
ſprache der Reichsregierung mit den beteiligten 
Kreiſen des Handels ſich über die 

Zukunft des Baumwollhandels 
ausließ. Bis zum heutigen Tage ſei es möglich 
geweſen, trotz der Valutaſchwierigkeiten Baumwolle 
aus dem Auslande indirekt einzuführen, indem die 
zur Bezahlung der amerikaniſchen Lieferanten not⸗ 
wendigen Dollars nach den beſtmöglichſten Kurſen 
in den angrenzenden neutralen Ländern gegen Martz 
zahlung erworben wurden. Ob dieſer Zuſtand der 
Dinge noch lange währen könne, ſei fraglich. Bisher 
habe aber die rege Tätigkeit der konkurrierenden 
Plätze, wie u. a. Rotterdam, es nicht vermocht, die 
in Bremen noch vorhandenen Fundamente des 
Baumwollhandels zu zerſtören. Es fei nun Sache 
der Regierung, die jetzt wieder auflebenden Bes 
ziehungen zwiſchen der Bremer Kaufmannſchaft zu 
den amerikaniſchen Lieferern einerſeits und zu den 
Abſatzländern des Feſtlandes andererſeits nicht durch 
unzeitgemäße Maßnahmen zu verhindern, zumal die 
Ausländer durchaus bereit ſind, vor Abnahme der 
Ware in überwertiger Valuta, wie Dollars, Gulden 
und Schweizer Franken, zu bezahlen, Zahlenmäßig 
lägen jetzt die Verhältniſſe im Baumwollhandel ſo, 
daß von den am 31. Dezember 1919 in den Weſer⸗ 
bäfen lagernden ſichtbaren Vorräten von 61500 
Ballen ungefähr 37 000 aus Konſignationsläger ent= 
fielen, alſo etwa 24000 in Händen der Händler 


waren. Von dieſen waren nachweislich 19 000 an 
Spinner auf ſpätere Lieferung verkauft, und die 
reſtlichen 5000 Ballen ſetzten ſich wahrſcheinlich aufs 
Durchgangswaren zuſammen. Die Schwierigkeiten 
von heute lägen in der Beſchaffung der Gegen⸗ 
werte. Zu dieſem Zwecke müſſe die im Inlande 
brachliegende Arbeitskraft herangezogen werden. 
Es dürfe von zwei importierten Ballen nur einer 
für das Inland verbraucht werden, während der 
andere zur Herſtellung von Exportwaren Verwen⸗ 
dung findeen müſſe, deren Erlös zur Bezahlung beider 
Ballen reichen werde. Wie ſehr die Bremer dieſes 
Ziel im Auge behalten, ginge daraus hervor, daß 
ſie ſelber daran gegangen ſeien, eine Exportgeſell⸗ 
ſchaft großen Stieles zu gründen. — Eine in jetzigen 
Zeiten durch den Kohlenmangel immer akuter wer⸗ 
dende Frage des Arbeitsrechts behandelt Dr. Hell⸗ 
muth Friedemann im „Berliner Tage⸗ 
blatt“ (10. Februar), inwiefern nämlich für den 
Arbeitgeber eine 
Verpflichtung zur Lohnzahlung bei Betriebs · 
ſtörungen 

zu Redt beſtehe. Die Arbeitgeber betrachten es 
als eine Ungerechtigkeit, die ſich aus der gegen⸗ 
wärtigen allgemeinen Lage bei Betriebsſtillegungen 
ergebenden Vergütungen für die ausgefallene Ar⸗ 
beitszeit allein tragen zu müſſen. Während die 
Arbeitnehmer dieſe Zahlungen bzw. die Produk⸗ 
tionshemmungen, aus denen ſie reſultieren, als 
einen Teil des Unternehmerriſikos betrachten. Die 
Löſung dieſer Kontroverſe hängt von der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage ab, ob derartige Betriebs- 
ſtörungen eine Erfüllung des Arbeitsvertrages un⸗ 
möglich machen oder einen Annahmeverzug 
des Arbeitgebers darſtellen. Im erſten Falle 
würde der Vertrag völlig hinfällig ſein, der zweite 
entbindet aber den Fabrikanten von der Pflicht 
nicht, den Arbeiter zu entſchädigen, und zwar neigt 
die Literatur und Nechtſprechung dazu, in der Regel 
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Annahmeverzug anzunehmen. Um ſo intereſſanter 
find die Ausführungen des Landgerichts I- Berlin, 
die obwohl fie nicht eine höchſtrichterliche Ent- 
ſcheidung ſind, wegen ihrer einleuchtenden Be⸗ 
gründung Beachtung verdienen. Hiernach liegt Un- 
möglichkeit der Leiſtung dann vor, wenn der Arbeit- 
nehmer, auch wenn der Arbeitgeber ihm die Ge- 
legenheit zur Vertragserfüllung gegeben hätte, nicht 
in der Lage geweſen wäre, dieſer Verpflichtung 
nachzukommen. Annahmeverzug iſt dagegen dann 
vorhanden, wenn der Arbeitgeber bei Bereitſchaft 
des Arbeiters, den Vertrag zu erfüllen, das Seinige 
nicht dazu beigetragen hat, um dieſe Erfüllung zu 
ermöglichen und ſomit Arbeitskraft durch ihre Nicht⸗ 
verwendung auch für den Schuldner verlorengeht. 
Dieſe Geſichtspunkte geben der Praxis einen klaren 
Maßſtab für die Unterſcheidung, wann Annahme⸗ 
verzug und wann Unmöglichkeit der Leiſtung vor⸗ 
liegt. So führen Mangel an Rohſtoffen, Heizungs- 
material, Vetriebskraft, Streik anderer Arbeiter- 
gruppen Annahmeverzug des Arbeitgebers herbei 
und erfordern eine Entſchädigung des Arbeiters, 
dagegen Zufälle, die den Arbeiter daran hindern, 
die Arbeit zu verrichten, wie Abhaltung durch 
Streikpoſten, Verkehrsſtörungen, Leiſtungsunmög⸗ 
lichkeit uſw. befreien von der Lohnzahlungspflicht. 
— Einen originellen Gedanken ſpricht Oberbürger- 
meiſter Dr. Scholz- Charlottenburg im „Tag“ 
(8. Februar) aus, der die Erziehung der Jugend 
zu disziplinierter Arbeit betrifft und die Schaffung 
eines 
Reichsheers der Arbeit 

anregt. Gleichviel welche Stellung man zu der 
Frage der Notwendigkeit und den Segnungen eines 
Reichsheeres, wie es bis zum Friedensſchluß be⸗ 
ſtanden hat, vom militäriſchen Standpunkte aus 
einnimmt, die Tatſache läßt ſich nicht aus der 
Welt ſchaffen, daß, ſolange es beſtand, die Mög⸗ 
lichkeit beſtand, wenigſtens die männliche Jugend 
zu einer disziplinierten Tätigkeit anzuhalten und 
zur Pflichterfüllung unter ſchwerſten Bedingungen 
zu erziehen. Zwar ſei uns die Möglichkeit des 
Wiederaufbaues einer ſolchen militäriſchen Ein⸗ 
richtung durch den Friedensvertrag abgeſchnitten, 
doch ſtehe dem nichts entgegen die erzieheriſchen 
Momente, die in dieſer Inſtitution ihre Pflege 
und Ausgeſtaltung erfuhren in anderer Weiſe doch 
zu behalten und auszuwerten. Da wir heute mehr 
als je eine ſtraffe diſziplinierte Arbeit dringend nötig 
haben, wäre der Gedanke keineswegs von der Hand 
zu weiſen, eine nach den früheren militäriſchen Me⸗ 
thoden organiſierte Arbeitsdienſtpflicht einzuführen. 
Die Aushebung hätte nach den damals maßgeben⸗ 
den Geſichtspunkten zu geſchehen, Löhnung, Unter⸗ 
bringung und Ausbildung der jungen Mannſchaften 
könnten mutatis mutandis nach den durchaus be⸗ 
währten Methoden vorgenommen werden. Die Ar⸗ 
beit, der fid dieſes Reichsheer modernſter Art zu 
widmen hätte, ſei durch die Verhältniſſe gegeben. 
Es kommen dabei in erſter Linie die lebenswichtigen 
Betriebe in Betracht, einſchließlich der heute ſo 
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wichtigen Kohlenförderung und des Verkehrsweſens, 
der Landwirtſchaft u. a. m. Auch Verteilung und 
Unterbringung ſelbſt bei den Unternehmungen der 
Privatinduſtrie dürfte nicht auf prinzipielle organi- 
ſatoriſche Schwierigkeiten ſtoßen. Andererſeits dürf⸗ 
ten Schlagworte wie: „Rückfall in den Militarismus“ 
eine tatkräftige Regierung nicht davon abhalten, 
von dieſer geſunden Maßnahme, zumal in der jetzigen 
Zwangslage, Gebrauch zu machen. Wie früher durch 
die planmäßige diſziplinierte Einführung in das 
Waffenhandwerk, ſo müßte jetzt die deutſche Jugend 
auf dieſe Weiſe zur inneren Zucht und Feſtigung 
des Willens erzogen werden. Wie weit dabei das 
vielerſeits geforderte Dienſtjahr der Frau mit hinein⸗ 
verwoben werden kann, bedürfe noch der Erörte— 
rung, doch ließen ſich dabei auch für die weibliche 
Fugend Vorzüge erzieheriſcher Art und Vorteile 
wirtſchaftlicher Natur erwarten. — Durch die Ab⸗ 
tretung Elſaß⸗Lothringens an Frankreich waren in 
Ententekreiſen große Hoffnungen über die Bedeutung 
und 

Entwicklungsfähigkeit der elſäſſiſchen Kaliinduſtrie 
entſtanden. Wieweit dieſe berechtigt ſind und welche 
Hemmniſſe dieſer Entwicklung noch entgegenſtehen, 
zeigt ein Aufſatz von Dr. Fr. Wißner in der 
„Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(13. Februar), der zu einer Veröffentlichung 
Dr. Camerons im „Chemical Engineer“ Stellung 
nimmt. Es läge im wohlverſtandenen Intereſſe der 
elſäſſiſchen Induſtrie, jih mit dem deutſchen Kali- 
bergbau, mit dem ſie urſprünglich zuſammenhing, 
zu verſtändigen, da die Verhältniſſe jetzt ſo lägen, 
daß ein Konkurrenzkampf kaum zum Ziele führen 
könnte. Der Bericht in der engliſchen Zeitſchrift ſei 
nichts weniger als ſchöngefärbt und die Tatſachen 
lägen zum Teil noch ſchlimmer als Carmeron ſie 
ſchildert. Im Vordergrund des Intereſſes läge die 
Arbeiterfrage, denn nur wenige der in den Berg⸗ 
werken beſchäftigten Arbeiter verfügen über die für 
dieſe Art Bergbau erforderliche Erfahrung. Außer⸗ 
dem fehlt es an Steigern. Hierin liegen die Haupt- 
ſchwierigkeiten, mit denen die Werke ſpäter zu 
kämpfen haben werden. Denn wenn man auch ver⸗ 
ſucht, die fehlenden Steiger durch Kohlenbergleute 
aus Lens, die intelligenteſten und fähigſten Arbeiter 
des Kohlenbergbaues überhaupt, zu erſetzen, ſo 
macht ſich doch der Mangel an geübten Arbeitern, 
die dieſen unterſtellt werden könnten, doch fühlbar, 
und hiervon hängt für die nächſten Jahre die Mög- 
lichkeit einer vollkommenen Ausnutzung der vor- 
handenen Schächte in der Hauptſache ab; ganz ab⸗ 
geſehen von den unüberwindlichen Hinderniſſen, die 
ſich der Abteufung neuer Schächte entgegenſtellen. 
Hinzu kommt, daß die im Elſaß gewonnenen Kali⸗ 
ſalze ihrer ganzen Art nach nicht geeignet ſind, zu 
den in der Hauptſache nötigen Sulfaten verarbeitet 
zu werden, fo daß nach wie vor Frankreich ge⸗ 
zwungen ſein dürfte, jene ſo ſtark begehrten Produkte 
bei den deutſchen Kaliproduzenten zu kaufen. Dieſer 
Umſtand wird aber entſcheidend die ganze Preisgeſtal⸗ 
tung der franzöſiſch⸗elſäſſiſchen Kalierzeugung be⸗ 


einfluffen, zumal auch die von Carmeron aufgeltellte 
Selbſtkoſtenberechnung nicht ſtimmen dürfte. Auch 
die vom engliſchen Verfaſſer als ſo glänzend dar⸗ 
geſtellten Verſchiffungsmöglichkeiten auf dem Rhein — 
Rhone-Kanal bedürften der Berichtigung. Einmal 
weil die Werke ſelbſt zum größten Teil gar nicht 
am Kanal angeſchloſſen ſeien, andererſeits aber auch, 
weil dieſer ſeiner ganzen Anlage nach, beſonders 
durch ſeinen Schleuſenreichtum gar nicht für ſolche 
Maſſenbeförderungen geeignet iſt. Eine Beförderung 
rheinabwärts aber müßte, infolge der dabei, nicht 
zu umgehenden Umladungen, zur Verfrachtung nach 
Holland die Transportkoſten ſtark verteuern. 
Das Ergebnis der angeführten Tatſachen ſei, daß 
der elſäſſiſche Kalibergbau in feiner Wettbewerbs⸗ 
fähigkeit für die nächſten Jahre mindeſtens ſtark 
begrenzt ſei, und daß ſich aus dieſer Lage den franzö⸗ 
ſiſchen Kreiſen die Notwendigkeit mit den beteiligten 
deutſchen zuſammenzugehen durch die Natur der 
Dinge aufdrängen wird. Es wird ſich alſo darum 
handeln müſſen, unter verſtändiger Abwägung der 
beiderjeitigen Intereſſen ein Abkommen von mög- 
lichſt langer Dauer zu treffen, wobei man ja nicht 
auf die Nitterlichfeit Frankreichs, wohl aber auf 
Ben klugen Geſchäftsſinn wohl rechnen dürfte. — 
Der 
Einfluß der Valuta auf Lebensverſicherungen 

hat ſich, wie Dr. Otto Mieltzing⸗Charlotten⸗ 
burg im „Berliner Tageblatt“ (13. Februar) 


berichtet, in einer für die Geſellſchaften nicht 
erfreulichen Weiſe gezeigt. In letzter Zeit iſt 
es in zahlreichen Fällen vorgekommen, daß bei 


ſolchen Geſellſchaften, die auch mit dem Ausland 
arbeiten, in ihren Zweigniederlaſſungen große 
Lebensverſicherungen abgeſchloſſen wurden, die ent- 
entgegen der Gewohnheit der Vorkriegszeit, in Nart- 
währung lauten und deren Prämien, ebenſo lautend, 
zum großen Teil auch im vorhinein bezahlt wurden. 
Der Gedanke, der die Verſicherten dabei leitete, war 
die Möglichkeit, ſich heute dieſe Währung zu einem 
billigen Preiſe zu verſchaffen, und in 15 bis 
30 Jahren bei Fälligkeit eine viel kaufkräftigere 
Mark ausbezahlt zu bekommen. Der Nachteil, der 
den Verſicherern dadurch erwächſt, liegt darin, daß 
ſie die zur Unterhaltung ihrer auswärtigen Filialen 
nötigen Koſten in ausländiſcher Währung aufbringen 
müſſen, die fie fih, nur zu den jetzigen hohen Tages- 
kurſen beſchaffen können. Als in früheren Jahren 
die Geſellſchaften das Reichsaufſichtsamt erſucht 
hatten, ſich damit einverſtanden zu erklären, daß 
Ne wenigſtens einen Teil ihrer Gelder in ausländi⸗ 
ſchen Werten anlegten, erklärte zwar das Reidh- 
amt ſein grundſätzliches Einverſtändnis. Wenn es 
aber darauf ankam, die jeweils erforderliche Ge- 
nehmigung einzuholen, hat es dieſe in der weitaus 
größten Zahl der Fälle verweigert. Daraus folgt 
ihre jetzige Schädigung bei der Beſchaffung fremder 
ährung, die ſie ſonſt durch Verkauf ihrer aus⸗ 
avidin Werte hätten erlangen können. Nun verz 
angen die Geſellſchaften von den beteiligten Regie- 
tungajtellen Maßnahmen zur Behebung der Schädi⸗ 


gung, die ſie ohne ihre Schuld zu tragen haben 
und dieſe Forderungen ſcheinen um ſo berechtigter, 
als die ohne dieſe Schäden abgeſchloſſenen Per- 
ſicherungen dazu geeignet wären, bei der Hebung 
des Standes deutſcher Valuta im Auslande erheb— 
liche Hilfe zu leiſten. Denn ſie entziehen dadurch 
dem Markangebot beträchtliche Beträge, die ſonſt 
preisdrüdend auf den Markt geworfen werden 
könnten, und weiter würden fidh bei der dadurch 
hervorgerufenen Steigerung der Mark die Per- 
ſicherungsnehmer wieder den Abſchlüſſen in fremder 
Währung zuwenden, was eine Steigerung der aus⸗ 
ländiſchen Guthaben hervorrufen muß. Es empfiehlt 
fid aljo, dieſer Angelegenheit erhöhte Aufm erkſamkeit 
zuzuwenden. Welche unhaltbaren Verhältniſſe im 
Wirtſchaftsleben durch undurchdachte, voreilige und un⸗ 
ſachgemäße Dekreteſhervorgerufen werden, läßt ſich aus 
der „Voſſiſchen Zeitung“ (12. Februar) er- 
ſehen. Eine Verfügung des Neichsverkehrsminiſters 
unter dem 2. November 1919 ift geeignet, die Herr- 
ſchaft von 
St. Bürokratius bei der Eiſenbahn 

in weiteſtem Maße zu verſtärken. Dieſe Verfügung 
verbietet und beſtraft die Benutzung von Eiſenbahn— 
wagen für die Beförderung anderer Güter als der 
von der Eiſenbahnverwaltung genehmigten oder die 
Neubeladung der Wagen ohne die Genehmigung 
der Verwaltung. Nun wird auf Grund dieſer Verz 
fügung von manchem eine Transportweiſe verlangt, 
die alles andere als wirtſchaftlich genannt werden 
muß. So verlangt die zuſtändige Stelle von einem 
Martinwerfe in der Nähe Berlins, daß es feine 
Kleinladungen an Schrott, genau wie die großen 
Mengen, auf dem Waſſerwege zum Verſand bringt. 
Daß dabei der Transport vom Werk zum Waſſer 
und vom Waſſer an die einzelnen Abnehmer die 
Wagen mindeſtens ſo lange in Anſpruch nimmt 
wie der direkte Verſand, wird nicht beachtet, außer⸗ 
dem werden dabei Kähne gebraucht, die an anderer 
Stelle beſſere Verwendung finden könnten, ganz ab- 
geſehen davon, daß dem Werke die nötigen Bor- 
richtungen zum Verladen auf dem Waſſerwege 
fehlen und ſo leicht heute nicht zu beſchaffen ſind. 
Schlimmer ſteht es aber mit dem erforderlichen 
Einverſtändnis der Verwaltung zur Neubeladung von 
Wagen, die bereits eine Sendung auf einen Privat⸗ 
anſchluß gebracht haben. Hier kommt es vor, daß 
ein Werk trotz ſtarken Wagenzulaufs nicht laden 
kann, weil die zuſtärdige Verteilungsſtelle ihm nicht 
einen einzigen Wagen an dieſem Tage zugeteilt 
hat und der Zug deshalb wieder leer abfahren muß, 
um unbenutzt durch die Welt zu rollen. Wäre es 
nicht wirtſchaftlicher, die Wagen, wenn ſie wirklich 
zur Beförderung der jetzt ſo nötigen Kohlen ge— 
braucht werden, beladen in die Kohlenreviere zu 
ſchicken. Wenn man auch die beiten Abſichten der 
Verfügung, die widerrechtliche Benutzung des Wagen⸗ 
parks durch das Schieber⸗ und Schleichhändlertum 
zu verhindern, nicht verkennt, jo muß man zu⸗ 
geben, daß fie in dieſer Form der Willkür unter- 
geordneter Beamten Tür und Tor öffnet, die ohne 


Verſtändnis für wirtſchaftliche Notwendigkeiten über 
den Wagenpark verfügen. Es kommt leider nicht 
ſelten vor, daß man, wenn man ſeine Anſicht durch 
„überzeugende Gründe“ ſtärkt, die Wagen ohne 
weiteres zugeteilt erhält, was innerhalb unſeres 
Eiſenbahnweſens zu noch unhaltbareren Zuſtänden 
führt und für die Zukunft nicht troſtverheißend 
erſcheint. 


Umschau. 


Herr Dr. jur. W. Baumgart- 
Danzig schreibt: „Mit vollem 
Recht schenkt man der Frage der Währung im neuen 
Freistaat Danzig grösste Aufmerksamkeit. Nichts ist ge- 
eigneter, das Wirtschaftsleben des jungen Staatsgebildes 
von vornherein in verderbliche Bahnen zu leiten, als ein 
falscher Entschluss gerade auf diesem Gebiet. Nichts 
wäre daher auch falscher, als hier schlecht angebrachte 
Sentimentalität obwalten zu lassen. Mag man aus vater- 
ländischen Gründen noch so sehr für eine Beibehaltung 
der deutschen Währung für Danzig sein, für einen Staat, 
der wie Danzig im Brennpunkt des internationalen Handels 
zu stehen berufen ist, erscheint es im hohen Grade be- 
denklich, sich einem Währungssystem anzuschliessen, an 
dessen Gesundung — nur mit Bedauern und aufrichtiger 
Trauer müssen wir es feststellen — auf Jahre, vielleicht 
Jahrzehnte hinaus angesichts des Versailler Friedens ge- 
zweifelt werden muss. Mit der Beibehaltung der 
deutschen Währung würde Danzig sich unnötiger- 
weise all den Nachteilen und Schäden ausselzen, die dem 
deutschen Handel das fortgesetzte Anziehen der Wechsel- 
kurse auf das Ausland gebracht hat und noch bringen 
wird. Aus dem gleichen Grunde wird man ohne jede weitere 
Debatte auch die polnische Währung für Danzig ab- 
lehnen müssen. Auch Polens Währung ist stark unter- 
wertig, noch hat dieses Land erst seinen Befähigungs- 
nachweis für seine Eignung im internationalen Handel 
beizubringen, eine Angliederung Danzigs in währungs- 
technischer Hinsicht an Polen würde einen Versuch dar- 
stellen, der zu leicht ein volles Misslingen und die 
schwersten Gefahren für Danzigs Entwicklung bringen 
könnte, Eine eigene Danziger Währung? Streift der 
Gedanke, für einen Staat mit einer Einwohnerzahl von 
rund einer drittel Million ein besonderes Währungssystem 
zu schaffen, schon leise die Grenze des Lächerlichen, so 
muss man sich auf der andern Seite fragen, wo die 


Danziger Währung. 


Unterlagen einer solchen Danziger Währung zu suchen 
sind, Aufs Geratewohl hinaus die Notenpresse in Be- 
wegung zu setzen auf die Wahrscheinlichkeit hin, binnen 
kurzem diese Noten ausserhalb Danzigs ohne jeden Kredit 
zu sehen, würde ein Versuch sein, der besser nicht gelan 
wird, Bleibt nur noch die Währung einer der anderen 
an Danzig interessierten Handelsmächte übrig. Vielfach 
ist hier gerade die englische Währung genannt 
worden. Dieselben Gründe aber, die gegen die Ein- 
führung der deut:chen und polnischen Währung sprechen, 
treffen, wenn auch in geringerem Masse, auf die Pfund- 
Währung zu. Ist zwar die Einbusse, die der Sterlingkurs 
im Vergleich zur deutschen Reichsmark erlitten hat, mehr 
als geringfügig, so hat er, am nordamerikanischen Dollar 


gemessen, gegen die Zeit vor 1914 doch immerhin etwa 
die Hälfte seines Wertes eingebüsst. Wie die Entwicklung 
auslaufen wird, weiss niemand. Immerhin täte man gut, 
Vorsicht walten zu lassen, und entschliesst man sich schon 
zur Einführung einer anderen als der bisher in Danzig 
geltenden Währung, dann wäre es schon besser, frei jeder 
Sentimentalität, dn amerikanischen Dollar als die 
Münzeinheit für Danzig einzuführen. Der Ausgang des 
Welikrieges hat die Vereinigten Staaten auf eine Riesen- 
höhe gehoben und ihnen — von Jahr zu Jahr wird das 
deutlicher in Erscheinung treien — die Weltherrschaft 
auf dem Gebiet des Handels verschafft. Ihre Bedeutung 
für Danzig steht ausser allem Zweifel. Ein Anschluss an 
ihr Münzsystem würde für Danzig bedeuten, dass es un- 
abhängig von jeder Schwankung in der deutschen, 
polnischen oder englischen Währung dastände. — Welchem 
Währungssystem Danzig sich aber auch ansschliesst, an- 
gesichts der Tatsache, dass der Handel einer Reihe von 
Staaten in seinen Mauern zusammentreffen wird, wird 
eine Vorbedingung einer gesunden Entwicklung seines 
Wirtschaftslebens sein, eine Stelle zu schaffen, an der 
von Tag zu Tag das Verhältnis zwischen den verschie- 
denen Münzeinheiten nach Massgabe des Angebots und 
der Nachfrage festgesetzt wird: Kurz eine Börse, deren 
Hauptaufgabe die amtliche Notierung der 
Wechselkurse auf das Deutsche Reich, Polen, Eng- 
land, Schweden, Finnland u. s. W. seln wird. Nichts 
könnte dem Wirtschaftsleben Danzigs auf die Dauer mehr 
schaden, als der bisherige Zustand, dass die Bewertung 
der polnischen Mark, des englischen Pfundes us w. viel- 
fach böchst unreellen Einflüssen ausgesetzt ist. Nur das 
Ausschalten solcher Einflüsse kann dem fremden Kaufmann 
die volle Sicherheit geben, dass mit der Währung seines 


Landes, in der er zahlt, nicht wucherisch Schindluder ge- 


trieben wird. Nur eine eigene amtliche Börse würde 
Danzig das Kennze chen eines wirklichen Handelsmittel- 
punktes aufdrücken. Mit der Notierung der Wechselkurse 
wären selbstverständlich die Aufgaben der Danziger Börse 
in keiner Weise erschöpft, Die Entwicklung des jungen 
Freistaates wird mehr als bisher die Gründung neuer 
Industrien, neuer Gesellschaften und damit auch die Not- 
wendigkeit mit sich bringen, eine Stelle zu schaffen, an 
der die Werte dieser Unternehmungen gehandelt und ihr 
Kurs amtlich festgesetzt wird. War bisher auch die Zahl 
der Danziger Lokalpapiere nur klein, die politischea Ver- 
hältnisse haben es mit sich gebracht, dass für eine Aus- 
wahl von Wertpapieren die Berliner Börse nicht mehr 
die Bedeutung baben kann, die sie so lange besass: Ich 
erinnere zunächst an die Anleihen Danzigs selbst, aber 
auch an die Anleihen der Provinz Westpreussen sowie 
an die Westpreussischen landschafdlichen Pfandbriefe u. a. 
Für diese und — wenn hier von den Lokalpapieren 
einige genannt sein sollen — für die Pfandbriefe des 
Danziger Hypotheken-Vereins, die Danziger und Neu- 
städter Kreisanleihen, Zuckerfabrik-Aktien, Obligationen 
verschiedener industrieller Unternehmungen muss unbe- 
dingt eine amtliche Kursnotierung geschaffen werden, ab- 
gesehen davon, dass infolge der Abschnürung Ostpreussens 
vom Reich, Danzig auch für die Notierung osipreussischer 
Werte in Frage kommen könnte. Geht Danzig zur Ein- 
führung einer anderen als der reichsdeutschen Währung 


über, so wird die Schaffung einer amtlichen Wertpapier- 
Börse geradezu zu einer unabweisbaren Pflicht, soll nicht 
der Danziger Rentner beim An- und Verkauf seiner Wert- 
papiere der Möglichkeit einer Uebervorteilung durch un- 
lautere Machenschaften ausgesetzt sein. Ein junger 
Handelsstaat wie Danzig hat die Pflicht, von vornherein 
auch den winzigsten Schein zu meiden, als würde nicht 
in seinen Grenzen aach in der geringsten Beziehung 
kaufmännische Wohlanständigkeit als das höchste Gut ge- 
hegt und gepflegt. Soll aber die Meinung von der Un- 
tadelhaftigkeit des Danziger Kaufmannes als ein Wahr- 
zeichen für alle Zeiten Danziger Handelsgeschichte er- 
scheinen, dann wird man — je früher, je besser — der 
Frage der Gründung einer amtlichen Danziger Wertpapier- 
Börse näher treten müssen.“ 

Die Generalversammlung der Kali- 
werke Aschersleben hat mit 
9283 gegen 2644 Stimmen den Antrag der Verwaltung 
auf Ausgabe von Vorzugsaktien mit mehrfachem 
Stimmrecht (siehe Plutus S. 51 fl) angenommen. Aus 
der Debatte, die diesem Beschluss voranging, verdienen 
einige Erörterungen grundsätzlicher Art Beachtung. In 
der Verteidigung der Vorzugsaktien gegen die Ueber- 
fremdung wies der Vorsitzende Dr. Salomonsohn u. a. 
darauf hin, dass die Methode der Beherrschung von Ge- 
sellschaften durch Vorzugsaktien mit mebrſachem Stimm- 
recht keine neue Erfindung sei, sondern dass diese 
Aktientechnik in England und Amerika weit verbreitet 
sei und jetzt nur unter dem Druck der Ueberfremdungs- 
gefahr sich in Deutschland einbürgere. Dieser zweifellos 
richtige Hinweis auf fremdländische Aktiensitten ist wenig 
geeignet, die Bedenken gegen das System der Vorzugs- 
aktien mit mehrfachem Stimmrecht zu beseitigen. Es ist 
bekannt, dass besonders die amerikanische Finanzierungs- 
technik in der Beherrschung von Gesellschaften durch 
kleine Minderheiten eine hohe Vollkommenheit erreicht 
hat, und dass mit diesen Mitteln der Finanztechnik teil- 
weise in Amerika sehr böse gewirtschaftet worden ist. 
Wir haben es früher als einen Vorzug unseres Aktien- 
Wesens betrachtet, dass derartige Herrschaftsmethoden, 
wenn auch vielleicht nicht ausgeschlossen, so doch zum 
mindesten nicht üblich waren, und die Anpassung an diese 
Methoden der Aktientechnik erscheint auch für die Zukunft 
in Deutschland keineswegs erwünscht. Schwerwiegender 
waren die Ausführungen, die Geheimrat Kempner als 
Vertreter der Kali-Industrie in der Generalversammlung 
machte, um den Schutz vor Ueberfremdung zu befürworten. 
Kempner wies darauf hin, dass nach der geltenden Kali- 
gesetzgebung der Reichskalirat nur über die Inlandpreise 
zu bestimmen habe, während das Auslandgeschäft von 
Kalisyndikat erledigt werde. Die Kaliwerke Aschersleben 
Seien auf Grund ihrer Quote jederzeit berechtigt, zwei 
Mitglieder für den Aufsichtsrat des Kalisyndıkats zu 
Präsentieren, und wenn auch nur ein Vertreter einer aus- 
ländischen Gruppe in den Aufsichtsrat des Kalisyndikats 
käme, so würde für den Konkurrenzkampf am Weltmarkt 
der deutschen Kali-Industrie erheblicher Schaden erwachsen 
können, Das Präsentationsrecht auf Grund der Quote zum 
Aufsichtsrat des Kalisyndikais ist in seiner Unbeschränkt- 
beit vielleicht ein Mangel des Syndikatsvertrages im Hin- 
blick auf die neue Gestaltung der Dinge. Der Syndikats- 
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vertrag unterliegt der Genehmigung des Reichskalirates 
und es würde wohl im Bereich der Möglichkeit liegen, 
ihn in dieser Richtung künftig zu verbessern. Jedenfalls 
ist aber zuzugeben, dass unter den gegebenen Verhältnissen 
das Eindringen eines Vertrauensmannes ausländischer 
Interessenten in den Aufsichtsrat des Kalisyndikates ge- 
schäftliche Nachteile mit sich bringen könnte. Gerade 
wenn man aus diesen Gründen konzedieren will, dass die 
Kaliwerke Aschersleben zu den Unternehmungen gehören, 
bei denen der besondere Ueberfremdungsschutz durch Aus- 
gabe von Vorzugsaktien geboten sein kann, gerade dann ist 
es aber schwer verständlich, wesbalb die Verwaltung den 
in der Generalversammlung vorgebrachten Vorschlag des 
Bankiers Felix Beer ablehnte, der die Vorzugsaktien einer 
neutralen Stelle, etwa dem Kalisyndikat, selbst überiragen 
wissen wollte. Hätte man diesen Vorschlag zugestimmt, 
so wäre der Zweck des Ueberfremdungsschutzes sicherlich 
vollkommen erreicht worden. Für längere Zeiten ist ein 
industrieller Selbstverwaltungskörper schliesslich in höherem 
Grade davor gesichert, dass er nicht eines Tages es ge- 
schäftlich für nützlich halten könnte, an das Ausland zu 
verkaufen, als jede Bankengruppe. Ausserdem wäre der 
unbehagliche Verdacht beseitigt, dass die Bankengruppe 
die Abwehr der Ueberfremdung gerne benutzt, um billig 
ihre Herrschaftsstellung zu stabilisieren. Durch die Ab- 
lehnung dieses vernünftigen Vermittlungsvorschlages hat 
die Verwaltung der Kaliwerke Aschersleben ihr Ziel zwar 
in vollem Umfange erreicht. Für die Idee der Vorzugs- 
zugsaktien mit mehrfachem Stimmrecht wird sie aber in 
der Oeffentlichkeit damit nicht werbend gewirkt haben. 


Herr Direktor Schaefer 
vom Bankverein Göttingen 
A.-G. schreibt mir: „In 
anerkennenswerter Weise bat auch die Post dazu bei- 
getragen, den bargeldlosen Zahlungsverkehr nach Möglich- 
keit zu fördern. Offenbar hat sie wohl hierbei übersehen, 
die Bestimmungen über die Stundung von Telegramm- 
gebühren diesen neuen Bestrebungen anzupassen. Während 
die Telephongebühren, die jetzt ziemlich hohe Beträge 
erreichen, ohne weiteres bis zum Monatsende gestundet 
werden und zwar einschliesslich der Gebühren der durch 
Fernsprecher aufgegebenen Telegramme, wird für die 
Stundung der Gebühren für Telegramme, die schriftlich 
am Schalter eingereicht werden, eine Sicherheitsleistung 
verlangt und ausserdem Extragebühren in Höhe von 1 M. 
für jeden Kalendermonat und 5 Pf. für jedes Telegramm 
erhoben. Diese Bestimmungen sind offenbar für den 
bargeldlosen Zahlungsverkehr, bei dem auch jetzt bei 
Telegrammen grosse Beträge in Frage kommen, hinderlich. 
Vielleicht genügt diese Anregung, um die Post zu einer 
Revidierung dieser Bestimmung zu veranlassen.“ 


Börse und Geldmarkt. 


An dieser Stelle ist seit Wochen darauf hingewiesen 
worden, dass die Haussebewegung an der Börse zum 
erheblichen Teil getragen sei von den Elementen, die der 
Börsenjargon als „Kassenboten- und Kommisspekulation“ 
zu bezeichnen pflegt. Die Möglichkeit schneller und mühe- 
loser Gewinne, das Verlangen nach einer Rückversicherung 
gegen die rapide fortschreitende Entwertung des baren 


Bargeldlose Zahlung 
für Telegrammgebühren. 


Geldes und der Depositenanlagen trieb sehr weite Kreise 
an die Börse, die dort eigentlich nichts zu suchen haben. 
Kreise, die durch ihre überhitzten, über das Ziel heraus- 
schiessenden Käufe jede Hausse ins Masslose übertreiben 
und andererseits durch ihre hysterische Aengstlichkeit bei 
einem Umschwung der Stimmung jeden Rückschlag zur 
Panik zu machen imstande sind. Wenn sich das Bild an 
der Berliner Börse am Ende der dritten Februarwoche 
urplötzlich geändert hat, wenn an Stelle des regelmässig 
bei fast allen Industrieaktien auf dem Kurszettel wieder- 
kehrenden Vermerks „b. G.“ (bezahlt Geld — Nachfrage über 
den Umsatz hinaus), wenn an Stelle der immer zahlreicher 
werdenden „Repartierungen“ des der stürmischen Nach- 
frage bei weitem nicht genügenden Angebot hinaus zum 
erstenmal wieder erhebliche Kursabschläge traten, so ist 
auch das zum Teil dem Abspringen der Mitläuferschaft 
zu verdanken, die Unheil auf dem Industrieaktien- 
und Valutapapiermarkt, dafür aber Morgenluft auf dem 
Rentenmarkt wilterte. Was ist geschehen? Einmal 
hat das Reich den Entschluss verkündet, nunmebr 
energisch gegen de Schulden wirtschaft auzukämpfen 
und für georduete Etatisierung überzugehen. 
sammenhang hiermit soll nunmehr mit grösster Beschleu- 
nigung an die Einziehung der Vermögenszuwachssteuer 
herangegangen werden. Zweifellos eine Massnahme, die 
urseren Finanzen besonders zugute kommen wird und von 
der man nur bedauernkanp, dass sie erst jetzt durchgeführt 
werden wird. Im Schosse der Valutakommission wird 
man wohl auch noch andere Vorschläge an die Regierung 
erwogen haben, bezw. zur baldigen Durchführung empfohlen 
haben, die auf steuerlichem Gebiete liegen. Jedenfalls 
erschien es, als ob damit endlich der unheilvolle, lethar- 
gische Bann gebrochen sei, in dem man resigniert und 
auf alles Böse gefasst, dem ständigen Sinken der Valuta 
zusah. Der „psychologische“ Augenblick des Umschwungs 
schien gekommen zu sein. Ausserdem hörte man Erfreu- 
liches über die Abmachungen der Reichsregierung mit 
den Bergarbeitern, sah eine Steigerung der Kohlen- 
produktion und damit eine sehr merkliche Höherbewertung 
der deutschen Valuta vor Augen. Was Wunder, dass all 
die Leute, die angelockt durch die märchenhaften Gewinne 
an der Börse bisher in Aktien spekuliert hatten und tag- 
täglich in den Zeitungen lasen, dass sie aus dem Grunde 
der „Flucht vor der Mark“ Börsengeschäfte machten, nun 
schleunigst die Flucht vor der Flucht ergriffen und Hals 
über Kopf zu Verkäufen schritten, Da sie aber nicht wissen, 
wohin mit dem Gelde und die bevorstehenden Massnahmen 
zur beginnenden Sanierung der Reichsflnanzen ihnen das 
nahelegten, so sprangen sie schleunigst auf den Anleihe- 
markt herüber. Auch das Ausland erschien in einem 
gegen früher verstärkten Masse auf dem Rentenmarkt als 
Käufer und trug dazu bei, die Kurse stark zu heben. 
Hier handelt es sich natürlich um reine Valutaspekula- 
tionen, und wir müssen gewärtig sein, dass ein grosser 
Teil dieser jetzt zu noch sehr billigen Preisen in den 
Besitz des Auslandes übergegangenen deutschen Reichs-, 
Staats- und Stadianleihen wieder, kursdrückend, bei uns 
zum Verkauf kommt, wenn die deutsche Valuta sich erst 
merklich gebessert hat. Die Bewegung auf dem 
Rentenmarkt erbielt natürlich auch eine starke Stütze, ja 
erst eigentlich die Voraussetzung durch die Lösung der 
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Auslieferungsfrage, bei der zum erstenmal wieder seit 
Jabren der gesunde Menschenverstand in der internatio- 
nalen Politik über Revanche- und Vernichtungsgelüste 
gesiegt hat. 

An sich kann man darüber streiten, ob jetzt ein jäher 
Kurssturz auf dem gesamten Gebiet des Industrieaktien- 
marktes berechtigt ist. Denn die angekündigte Erhöhung 
der Kohlenförderung d. J. wird doch, wenn sie Wirklich- 
keit werden sollte, auch gerade der an Kohle notleidenden 
Industrie zugute kommen. Die Betrachtung w rd aber dadurch 
so sehr erschwert, dass nicht nur die guten und zukunfts- 
reichen Industriewerle so im Kurse gesteigert worden sind, 
sondern dass eine kritiklose Spekulation auch die von Dollars 
emporgepeitscht hat und dass vor allem bei vielen Papieren 
nicht so sehr das Werturteil über die indusirielle Zukunft 
der Gesellschaft den Kurs mitbestimmt hat, sondern die 
Berücksichtigung der etwa in Frage kommenden valuta- 
rischen Verhältnisse. So wird denn erst einmal, wenn jetzt 
eine Revision des Kurszettels der Industrie- und Valuten- 
papiere vorgenommen werden sollte, überall von der Börse 
— nach Ausschiffung der unbequemen und nervösen Mit- 
läuferschaft — festgestellt werden müssen, wo industrielle 
Chancen und innerer Weri den hoben Kurs rechtfertigen, 
und wo lediglich schrankenlose Kurstreiberei den Unter- 
grund für die Höherbewertung abgegeben hat. In der 
Frage der Valuta wird man im allgemeinen nach dem 
gewöhnlicken Auftakt der Friedenspolitik in der Aus- 
lieferungsfrage etwas optimistischer sehen dürfen. Das 
eine aber erscheint klar: Eine nachhaltige Erhöhung des 
Markkurses erscheint ausgeschlossen, so lange im Auslande 
ungeheure Beträge an deutschen Noten frei umherschwim- 
men und solange daher die Gefahr ständig über den 
neutralen Devisenmärkten schwebt, dass diese Riesenmengen 
Noten bei angestiegenen Valutakursen auf den Markt ge- 
worfen werden und wieder alle Errungenschaften durch 
einen mächtigen Kurssturz zunichte machen. Es müssen 
also Mittel und Wege gefunden werden, um mit Hilfe der 
dabei hauptsächlich in Betracht kommenden Staaten Spanien, 
Schweiz, Dänemark usw. diese freien Beträge in staatlichen 
Lombardbanken dieser Länder zu binden und später erst 
allmählich verwerten zu lassen. Hier muss die Arbeit der 
Valutakommission und des Reichsfinanzministeriums ein- 
setzen, Justus. 


In den letzten Geldmarkt-Artikeln hatten sich leider 
einige und sinnentstellende Druckfehler eingeschlichen, von 
denen die wichtigsten hier berichtigt seien: 1. Spalte 
Zeile 23 „damit man ruhig schlafen (anstatt ablesen) 
konnte“. 2. Spalte Zeile 11: „Wie schnell solche Re- 
serven durch (anstatt auch) ein paar längere Streiks auf- 
gezehrt werden können“. 2. Spalte Zeile 31: „deren in 
viele Millionen gehende Höhe (anstatt Note)“. 2. Spalte 
Zeile 37: „die kleineren Götter (anstatt Gäste)“. 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor: 


Mittwoch, 
25. Februar 


Donnerstag, 
26. Februar 


Freitag, 
27. Februar 


— — 


Sonnabend, 
28. Februar 


) Die M 
wichtigen 
Genorn: 
Liquid 


rains 


un: 


lassen. 


@.-V.: Preussische Pfandbriefbank, Deut- 


Hypothekenbank Akt.-Ges. Berlin, Akt.- 
Ges. für Verkehrswesen, Gerresheimer 
Glashüttenwerke, Akt.-Ges. für Stick- 
stoffdünger Knapsack, Berliner Holz- 
Comptoir, Kammgarnspinnerei Werns- 
hausen, Hannoversche Immobilien-Ge- 
sellschaft, Alkaliwerke Sigmundshall, 
Norddeutsche Lederpappenfabrik, Süd- 
deutsche Juteindustrie, Norddeutsche 
Gummi- und Guttaperchafabrir, Heil- 
mannsche Immobilien - Gesellschaft, 
Patzenhofer Brauerei. 


— — 
Ironage-Beıicht, — Bankausweise London, 


Paris. — G. -V. Deutsche Hypotheken- 
bank Meiningen, Mecklenburgische 
Hypotheken- und Wechseibank, Nord- 
deutsche Wollkämmerei und Kammgarn- 
spinnerei, Joh. C. Tecklenborg Schiffs- 
werft, Königsberger Zellstofffabrik, 
Norddeutsche Celluloseſabrik Königs- 
berg, Vogtländische Tüllfabrik, Ver. 
Deutsche Nickelwerke, Kammgarnspin- 
nerei Stöhr, Wotanwerke, Thode Papier- 
fabrik, Norddeutsche Eiswerke, Zucker- 
fabrik Offstein, Schlesische Textilwerke 
Methner & Frahne, Kölnische Hagel- 
Versicherungs-Gesellschaft, Ver. Nord- 
und Süddeutsche Spritwerke und Press- 
hefefabrik Bast, Bachmann & Ladewig 
N Verein Chemischer Fabriken 
Leitz. 


@.-V. Preussische Central-Boden- Credit- 


Bank des Berliner Kassen-Vereins, 
Badische Bank, Bergwerks-Gesellschaft 
Consolidation, Mathildenhütte Harzburg, 
Ottensener Bank, Gutehoffnungsbütte, 
Leipziger Wollkämmerei, Gebr. Krüger 
Akt.-Ges., Papierfabrik Sebnitz, Peniger 
Maschinenfabrik und Eisengiesserei, 
Fritz Andrée & Co., Stodiek & Co., 
Wickingsche Portland - Cementfabrik, 
Hermann Schött Akt.-Ges., Polyphon- 
Werke Akt.-Ges, Wahren-Leipzig. — 
Schluss des Bezugsrechts Akt.-Ges. Sie- 
gene: Dynamitfabrik Cöln, Rheinisch- 
Westfälische Sprengstoff- Akt.. Ges. 


Bankausweis New-York. — @.-V.: Ham- 


burgische Elektrizitätswerke, Waren- 


creditanstalt in Hamburg, Stettiner 
Oderwerke, Bayrische Bodencredit- 
anstalt, Peipers & Co. Walzenguss, 


Victoria- Werke Nürnberg, Crefelder 
Strassenbahn, Wieküler-Küpper Brauerei. 
Baumwollspinnerei Erlangen, Baumwoll- 
spinnerei Unterhausen, Buntweberei 
Pfersee, Braunschweiger Kohlenberg- 
werke, Consolidierte Braunkohlenwerke, 
Caroline, Rauchwaren-Zurichterei Walter, 
H. C. Meyer jr., Rich. Blumenfeld, 
Veltener Ofenfabrik. — Schluss der 
Umtauschfrist Aktien Hallesche Bier- 
brauerei, Bezugsrechts Rheinische Akt.- 
Ges. für Braunkohlenbergban, Bezugs- 
rechts Julius Berger Tief bau- Gesellschaft, 
Bezugsrechts Prehlitzer Braunkohlen- 
Gesellschaft. 


erktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über ir i 

Merktai 5 alle für ihn 
Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. tiber 
versammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 


Nionstage und Loszieb N 
dakin alles verzeichnet, ungen. Ferner finden die Interessenten 


en Zeitungen achten m 


worauf sie an den betreffenden Tagen in 
üssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 


886 gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 


Dienstag, 
2. März 


Mittwoch, 
3. März 


Donnerstag, 
4. März 


Freitag, 
5. März 


— — 


Sonnabend, 
6. März 


Montag, 
8. März 


Dienstag, 
9. März 


—— — 


Reichsbankausweis. — G. -V.“ Brauerei 
Binding, Rheinisch-Nassauische Berg- 
werks - Gesellschaft, Linke Hofmann- 
Werke, Warenhaus für deutsche Beamte. 
— Schluss des Bezugsrechts Aktien 
H. Brüninghaus. 


G. V.: Gelsenkirchener Gussstahl- und 
Eisenwerke, Harkortsche Bergwerke und 
Chemische Fabriken. — Schluss des 
Bezugsrechts Car! Kaestner Akı.-Ges., 
Bezugsrechts Aktien Akt. - Ges. für 
pharmazeutische Bedarfsartikel Wende- 
roth, Bezugsrechts Braunkohlen- und 
Briket- Industrie. 


— — — — 


@.-V.: Hein, Lehmann & Co., Annener 
Gussstahlwerke. — Schluss des Bezugs- 
rechts Oberschlesische Eisenbahn- 
bedarfs-Akt.-Ges. 


Ironage-Bericht. — Bankaus weise London, 
Paris. — G. -V. Patentpapierfabrik 
Penig, Consolidlerte Alkaliwerke 
Westeregeln, Oberschlesische Zellstoff- 
werke, Papierfabrik Reisholz, Wäsche- 
fabrik Gebr. Simon. — Schluss des 
Bezugsrechts Aktien Norddeutsche 
Waggonfabrik. 


— 


@.-V.: Seebeck Schiffswerft Maschinen- 
fabrik, Wegelin & Hübner Maschinen- 
fabrik, Telephon- und Telegraphen- 
Ges. Mix & Genest, Falkensteiner Gar- 
dinen- Weberei und Bleicherei, — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Säch- 
sische Glasfabrik, Bezugsrechts Aktien 
Elitewerke Akt.-Ges, Bezugsrechts 
Aktien Köln -Neuessener Bergwerks- 
verein. 


Bankausweis New- Vork. — G -V. Braun- 
schweigisch- Hannoversche Hypotheken- 
bank, Akt,-Ges. für Cartonnagen- In- 
dustrie, Nordpark - Terrain - Akt.- Ges., 
Wiesbadener Kronen-Brauerei, Aktien- 
Brauerei Merzig. — Schluss des Be- 
zugsrechts Magdeburger Werkzeug- 
maschinenfabrik, 


einen 

Reichsbankausweis. — G.-V.: Akt.-Ges. 
Schäffer & Walcker, Lugauer Stein- 
kohlenbauverein, Bergisch - Märkische 
Industrie-Gesellschaft. 


G. -V. Preussische Boden-Credit Aktien- 
Bank, Dr. Paul Meyer Akt.- Ges., Ma- 
schinenfabrik und Mühlenbau- Anstalt 
Lutber, Schuhfabrik Herz Akt.-Ges., 
Deutsche Oxhydric-Akt.-Ges., Ges. für 
Lindes Eismaschinen, Akt.-Ges. Vogt- 
ländische Spitzenweberei, Neckarsulmer 
Fahrradwerke, Verein. Filzfabriken. 


Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse und Bilanzen von Banken. 

Verlosungen: 
28. Februar: Lenzburger 40 Fr. (1885). 
1. März: Augsburger 7 Gld. (1864), 
Credit foncier Egyptien 3% Obl. (1886 
u 1903), 3% Tournai 50 Fr. (1874), 
Wiener 100 Gld. (1874). 5. März: 
Credit foncier de France 3% Pfandbr. 
(1879 u. 1909), 2% % Pfandbr. 1885), 
3½ % Pfandbr. (1913), 2% Pariser 
500 Fr. (1898), 3%, 300 Fr. (1912). 
10. März: Crédit foncier de France 
5½% Obl (1917), 2% Freiburger 
Staatsbank 100 Fr. (1895.) 


Plutus-Archiv. 
Meue Eiteratur der Oollswirtſchaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bilcher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


La Lorraine Allemande. Ein Kapitel deutsch-franzö- 
sischen Sprachen- und Kulturkampfes vor 1870. Von 
Henri Martinet. Basel 1918. Ernst Finkh, Ver- 
lagsbuchhandlung Preis #£ 2,—. 

Zur Einleitung. — La Lorraine Allemande. — Fanatisme 


et superstition. — Die Muttersprache. — Unter der Lex 
Guizot. — Franciser les Germains. — Der Kompromiss 
und seine Ergebnisse, — Proteste. — Zum Schluss. 


Geist der Geschichte Polens. Von Anton Cho- 
loniewski. Krakau. Im Selbstverlag des Verfassers. 


Buchdruckerei des „Glos Narodu“, 1917. 

Ein Jahrtausend der Geschichte. — Idee des gemein- 
schaftlichen Lebens. — Das Volk und der König. — Der 
polnische Adel. — Unionsbildungen. — Freiheiten einer 
Volksklasse. — Religiöse Toleranz. — Recht und Leben. 
— Polnische Kriege, — Im Dienste der Freiheit. — Dem 
europäischen Festlande vorausgeeil. — Der Untergang 
des polnischen Staates, — Geist der Geschichte Polens 


und die Gegenwart. 


Handel und Preisbildung in der Kriegswirtschaft. 
Von Kurt Wiedenfeld. Wien 1918. Manzsche 
k. u. k. Hof-, Verlags- und Universitäts-Buchhandlung. 
Preis Kr. 3.08. 

Das Wesen der Weltwirtschaft. — Die Aufgaben des 

Handels. — Die Grundlagen der Kriegswirtschaft. — Der 

Handel in der Kriegswirtschaft. — Das Ergebnis. 


Der französische Nationalreichtum vor dem Kriege, 
Von Julius Wolf. 40. Heft der Finanz- und volks- 
wirtschaftlichen Zeitfragen. Verlag von Ferdinand Enke 
in Stuttgart. 1917. Preis geh, 1.60. 

Einleitung. — Zur Geschichte des französischen Volks- 
vermögens vom Beginn der grossen Revolution bis zum 
Schluss des 19. Jahrhunderts. — Das französische Volks- 
vermögen vor dem Kriege. Das französische Volks- 
einkommen, — Die jährliche französische Ersparnisquote. 
— Steuern und Schulden in Frankreich. — Aktiva des 
französischen Staates. — Das französische Portefeuille von 
Inlandswerten. — Das französische Portefeuille von Aus- 
lands werten. — Französische Werte in englischem und 
französischem Besitz. 


Neuaufbau der Finanzen nach Friedensschluss und 
qualitative Sparsamkeit. Von Wirkl. Geheimem Rat 
Freiherrn von Zedlitz- Neukirch, Mitglied des 
preussischen Abgeordnetenhauses. 41. Heft der Finanz- 
und volks wirtschaftlichen Zeitfragen. Verlag von Fer- 
dinand Enke in Stuttgart. 1917. Preis geh. # 1,—. 


Die Steuern im klassischen Land des Steuerdrucks: 
Italien. Von Rudolf Meerwarth, Privatdozent 
an der Technischen Hochschule Berlin, Mitglied des 
Preussischen Statistischen Landesamts. 42. Heft der 
Finanz- und volkswirtschaftlichen Zeitfragen. Verlag von 
Ferdinand Enke in Stuttgart. 1917. Preis Æ 3,—. 

Staatshaushalt, Volkswirtschaftund Steuersystem Italiens 
vor dem Ausbruch des Krieges. — Die Volkswirtschaft 
und der Staatshaushalt Italiens seit August 1914, — Das 

Steuersystem Italiens seit August 1914. — Schluss. 


Die modernen Geldtheorien und die Politik der 
Reichsbank. Von Dr. phil. Bruno Moll, Privat- 
dozent an der Universität Kiel. 45. Heft der Finanz- 
und volkswirtschaftlichen Zeitfragen. Verlag von Fer- 
dinand Enke in Stuttgart. 1917. Preis A 2,80. 

Vorwort. — Einleitung. — Die modernen Geldtheorien. 

— Im allgemeinen. — Darstellung und Kritik der anti- 

metallistischen Lehre. — II. Teil: Die Politik der Reichs- 


bank. — Die deutsche Währung von 1870 bis heute. — 
Die Währungspolitik der Reichsbank. — Geld- und Kredit- 
politik. — Nachwort. 


zur Frage der Aufwandsbesteuerung (Luxussteuer). 
Vom Beigeordneten Regierungsrat Ludwig Buck in 
Düsseldorf. 46. Heft der Finanz- und volkswirtschaft- 
lichen Zeitfragen. Verlag von Ferd. Enke in Stuttgart, 
1917. Preis # 1,80. 


Mitteleuropa und die Handelspolitik der offenen 
Tür. Von Dr. Sigmund Schilder, Privatdozent an 
der Universität Wien. Wien und Leipzig 1918. Buch- 
druckerei und Verlagsbuchhandlung Carl Fromme, 
G. m. b. H. 

Ausländische Kreise, die das Schlagwort von der 
offenen Tür gegen das mitteleuropäische Zoll- und Wirt- 
schaftsbündnis verwenden. — Gewisse Mittelmächtliche 
Kreise, die das Schlagwort von der offenen Tür gegen 
das mittteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis an- 
wenden. — Der Grundsatz der offenen Tür in der wissen- 
schaftlichen Handelspolitik und im Völkerrecht. — Inwiefern 
die Handelspolitik der offenen Tür ein höchst zweilelhaftes 
Hilfsmittel ist, die Zivilisation zu fördern und den Welt- 
frieden zu sichern; einschlägiges Beispiel der Meist- 
begünstigungsklausel des Frankfurter Friedens von 1871. — 
Verflachende Verallgemeinerung des Begriffs der offenen 
Tür, teils „als frommer Wunsch nach Freihandel“, teils 
als mittelbarer moralischer Zwang zu weitgehender, 
souveränitätsbeschränkender, handelspoliiischer Bindung 
aufzufassen. — Renners Begriff der offenen Tür; Gründe 
der besonderen Vorliebe der Intellektuellen für macht- 
und wirtschaftliches „Ausgesorgthaben“. — Nachtrag. 


Tabellen zur Ermittelung des Schlussnotenstem- 
pels auf Kaufe und sonstige Anschaffungs- 
geschäfte nach dem Reichsstempelgesetz vom 
26. Juli 1918. Bearbeitet von Bruno Pollack-Posen. 
1918. Verlag von Buchwalds Börsenberichten, Berlin. 
Preis c, 4—. 

Kriegsanleihen. — Andere inländische Staatspapiere. — 
Schuld- und Rentenverschreibungen inländischer öffent- 
licher Korporationen, Hypothekenbanken und Eisen- 
bahnen. — Ausländische Fonds. — Andere festverzinsliche 
Werte. — Aktien, Kuxe, Genussscheine. — Ausländische 
Bankknoten, ausländisches Papiergeld, ausländische Geld- 
sorten. 

Lebensführung. Von A. Heinen. Eire Anleitung zur 
Selbsterziehung für die weibliche Jugend. Volksvereins- 
Verlag G. m. b. H. M.-Gladbach 1918. Preis 1.—. 


Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Dr. J, Bloch. 
Verlag der Sozialistischen Monatshefte, G. m. b. H., 
Berlin W 35. 26. und 27. Heft. Preis , 1.20. 

Max Cohen: Der Neuaufbau Dentschlands. — Max 
Schippel: Politische Umwälzung in Industrie und Land- 
wirtschaft. — Julius Berger: Die Friedensforderungen des 
jüdischen Volkes. 

Ostkarelien im Verhältnis zu Russland und zu 
Finnland. Von Herman Stenberg. Stockholm 1917. 
Aftonbladets Druckerei. Preis / 1.50. 

Vorbemerkung. Die Ausbreitung der finnisch 
ugrischen Völker. — Ostkarelien und seine Bewohner. — 
Geschichtliches. — Die Natur des Landes. — Die volks- 
wirtschaftlichen Verhältnisse. — Besiedlung und Kultur. — 
Das Verhältnis des finnischen Staatsvolkes zu den Stamm- 
verwandten, insbesondere zu den Ostkareliern. — 


Die Vorstellungen vom alten Reich in ihrer Ein- 
wirkung auf die neuere deutsche Geschichte. 
Von Robert Davidsohn. Vorgetragen am 7. Juli 1917. 
Verlag der Königl. Bayerischen Akademie der Wissen- 
sehaften. Preis oÆ 1.—. 


Was wir wollen. Der Mittelstand und die Kriegsfür- 
sorge. Ziele und Zwecke des deutschen Kriegerhilfs- 
bundes. E. V. Von Freiherr B. von Steinaecherjr., 
Geschäftsführer des deutschen Kriegerhilfsbundes. Berlin, 
im Juli 1917. 

Was sind Odd-Fellow-Brüder und was wollen sie? 
Wesen, Bedeutung und Ziele der Odd-Fellow-Logen. 
Zugleich ein Wegweiser für alle, die Aufnahme in diesen 
Orden suchen. Von Hermann Oesterwitz. Cam- 
burg a. d. S. Druck und Verlag von Robert Peitz. 
Preis e 1.—. 


Ein Gespräch über Höchstpreise und Höchstlöhne - 
Skizze nach dem Leben von Khs. Zu beziehen durch: 
Dr. Georg Schiele, Naumburg a. d. S. Preis A 0.25. 


Buchhaltungs- und Bilanzen-Lehre. Von Manfred 
Berliner. Hahnsche Buchhandlung, Hannover und 
Leipzig 1918. Preis e 18.— und 10% Teuerungs- 
zuschlag. 

A. Grundbegriffe der Buchhaltung. — Die Anordnung 
der Vorgänge und das Soll in der Buchhaltung. — Die 
Buchhaltungsarten. — Die Rechnungsmethoden. — B. Die 
kaufmännische Buchhaltung: Einleitendes. — Abgrenzung 
des Vermögens. — Reinvermögen und Ueberschuldung. 
— Kaufmännisch-buchhalterische Einleitung, Vermögens- 
bilanz und Inventar. — Die Bewertung des Vermögens 
für die Bilanz. — Die Vermögensveränderungen. — Das 
Konto. — Gewinn und Verlust. Der Bücherabschluss, — 
Aus der Bilanz zu ziehende Folgerungen. — Die Mengen- 
Verrechnung. — Die Bücher der kaufmännischen Buch- 
haltung. — Unterschied zwischen einfacher und doppelter 
Buchhaltung. — Kontrolle und Revision. — C. Anhang: 
Die Ausdrucksweise des Handelsgesetzbuches und anderer 
Gesetze bezüglich der Bestimmungen über Buchhaltung 
und Rechnungsführung. 


Wann kommt der Frieden? Eine deutsch-norwegische 
Erörterung. Herausgegeben von R. O, Frankfurter. 
Verlag von Putikammer & Mühlbrecht, 1918. Preis 
A 2.50. 

Wann kommt der Frieden? — Deutsche Demokratie. 

— Das Karussell des Friedens. — Der Sonnenaufgang an 

der Adria. — Der Sonnenuntergang an der Adria. — Der 

Mohrenkopf. 


Der Wirtschaftskrieg. Bearbeitet von Dr. Hermann 
Curth und Dr. Hans Wehberg. Jena. Kommissions- 
verlag von Gustav Fischer. 1918. Preis o% 20,—. 

Einleitung. — Vom Rentnercharakter der französischen 

Volkswirtschaft vor dem Kriege. — Wille zur Wirtschafts- 

expansion. — Der Kampf auf dem inneren Markt. — Der 

Kampf um die Auslandsmärkte. — Vorbereitungen auf den 

Wirtschaftskrieg nach dem Kriege. — Wirtschaftskrieg und 

Kulturpropaganda. — Der Handel mit dem Feinde. — Auf- 

enthaltsbeschränkungen und Naturalisationsentziebungen 

gegenüber Feinden. — Die Sequestration feindlichen Eigen- 
tums. — Das Patent- und Urheberrecht der Feinde. — 


Das Prozessrecht der Feinde. — Chemische Industrie. — 
Keramische und Glasindustrie. — Industrie der Maschinen 
und Apparate. — Luzusindustrie. — Textilindustrie. — 


Bücher. — Schiffahrtspolitik. 


Eduard Laskers Schachstrategie. Leipzig 1914. 
Verlag von Veit & Co. Preis % 2.40 nnd 28900 
Elementares. Fingerzeige für Anfänger. — Die leiten- 
den Gesichspunkte der Schachstrategie. — Das Endspiel. 
— Das Mittelspiel. — Beispiele. 
Die Stammformen der vergleichenden Wirtschafts- 
theorie. Plenge Staatswissenschaftliche Musterbücher. 
Essen a. d. Rubr. G. D. Baedeker 1919. Preis # 5.30. 


Die antike Grundauffassung. — Die Berufsstufen bei 
Adam Smith. — Die Berufsstufen und der Nationenkampf 
bei Friedrich List. — Die Berufsstufen als gesellschaftliche 
Produktionsverhältnisse und Klassenkämpfe bei Karl Marx. 
— Naturalwirtschaft, Geldwirtschaft und Kreditwirtschaft 
von Bruno Hildebrand. — Hauswirtschaft, Stadtwirtschaft 
und Volkswirtschaft bei Schönberg. 


Die Deutsche Regierung und der Kriegsausbruch - 
Eine Darstellung anf Grund der amtlichen Vorkriegs- 
akten. Von Dr, Richard Wolff. Berlin 1919. Verlag 
von Reimar Hobbing. Preis HM 4.—. 

Vom Attentat in Serajewo bis zur Ueberreichung der 
österreich- ungarischen Note in Belgrad. 28. Juni bis 
23. Juli. — Vorgeschichte der Note. — Die Haltung 
Italiens. — England. — Russland. — Vom lokalen Kon- 
flikt bis zur europäischen Krisis. 24. bis 28. Juli. — Nach 
Ueberreichung der Note in Beigrad. 24. bis 25. Juli, — 
Deutschland gegen jede Vermittlung im österreichisch- 
serbischen Konflikt. 25. bis 27. Juli. — Umschwung der 
deutschen Politik, — Russlands Kriegsentschlossenheit. — 
Von der russischen Teilmobilmachung bis zur deutschen 
Mobilmachung. 29. Juli bis 1. August. — Der 29. Juli 
bringt die Entscheidung, — Anscheinende Entspaunung 
am 30. Juli. — Die Folgen der russischen allgemeinen 
Mobilmachung. 31. Juli und 1. August. — Die letzten 
Tage 1. bis 4. August. — Der Krieg zwischen Deutsch- 
land und Russland beginnt. — Die letzten Vorbereitungen 
im Westen. — Das Eingreifen Englands. — Das Werben 
um Bundesgenossen. — Der Dreibund. — Der Balkan — 
Namenverzeichnis. 


Die Schule des Erfinders. Erfindungstechnik. Von 
Oberingenieur Franz Fenzl, München NW. 1920. 
Verlagsbuchhandlung Bruno Kühn. Preis % 4.—. 

Grundlagen der Erfindungstechnik. — Die Beobach- 
tungsgabe. — Bedürfnislebre. — Das Rechnen und Zeichnen. 

— Das Experiment (Der Versuch). — Das Problem. 

Die Lösung des Problems. — Schlusswort, 


Oesterreichs Untergang — die Folge von Franz 
Josefs Missregierung. Von Spiridion Coptevit, 
Berlin 1920. Verlag von Karl Siegismund. Preis 418.—. 

Bemerkungen. — Vorwort, — Oesterreich bis zu Franz 
Josefs Thronbesteigung. — Oestereich unter Franz Josefs 
Regierung. 

Die geographischen Ursachen des Weltkrieges. 
Ein Beitrag zur Schuldfrage von Prof. Dr. Georg We- 
gener. Berlin 1920. Verlag von Karl Siegismund 
Preis c# 5.40. 

Die Bedeutung der Schuldfrage. — Die Aufgabe der 
vorliegenden Untersuchung. — Geographie und Politik. — 
Untersuchung. — Das Engwerden der Erde. — Politisch- 
geographische Triebkräfte und Probleme der Einzelstaaten. 


— ftalien. — Die Vereinigten Staaten. — Oesterreich- 
Ungarn. — Die Türkei. — Bulgarien. — Schlusswort. — 
Anmerkungen. 


Diplomatische Aktenstücke zur Vorgeschichte 
des Krieges 1914. Ergänzungen und Nachträge zum 
Oesterreich-Ungarischen Rotbuch. I. Teil 1214. Wien 
1919. Staatsdruckerei. Hugo Heller & Cie. Preis 
A, 4.50. 

Begriff und Wesen des Wirtschaftskrieges. Von 
Dr. phil. Freiherr v. Willisen. Hauptmann a. D. 
Jena 1919. Verlag von Gustav Fischer. Preis # 4.80. 

Der Begriff des Wirtschaftskrieges. — Die Entwick- 
lung vom einfachen Tauschakt zueinander als Grundlage 
des Wirtschaftskrieges. — Die Mittel des Wirtschafts- 
krieges und ihre Wirkungen. — Die Strategie des Wirt- 
schaftskrieges. — Der „Wirtschaftskrieg im Frieden“. 


Gestalten und Gestalter. Lebensgeschichtliche Bilder. 
Von Friedrich Naumann. Herausgegeben von Theo- 
dor Heuss. Berlin und Leipzig 1919. Vereinigung 
wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co. 
Preis geh. Æ 6.—, geb. M 8.—. 


Verantwortlich flix den redaktiopellen Teil G. Frie dm ann-Charlottenburg, 


Anzeigen des Plutus. 
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Westdeutsche Bodenkreditanstalt. 


Wir laden die Herren Aktionäre zu der 
am 18. März 1920, nachmittags 3½ Uhr 
in unserem Bankgebäude, Komödienstr 26, zu Köln stattfindenden 


ordentlichen Generalversammlung 


ein. 


Tagesordnung: 
. Entgegennahme des Geschäftsberichts, der Bilanz- und der 
Gewinn- und Verlustrechnung. 
Entgegennahme des Berichts der Revisoren. 
. Feststellung der Jahresbilanz. 
. Feststellung der Jahresdividende. 
. Erteilung der Entlastung an Vorstand und Aufsichisrat. 
Wahl von Mitgliedern des Aufsichtsrats und Revisoren. 
Aenderung von Statutenbestimmungen. 
Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Vornahme von Statuten- 
änderungen, die nur die Fassung betreffen. 
Köln, den 13. Februar 1920. 
[4042 Westdeutsche Bodenkreditanstalt. 
Dr. Goldschmit,. Bendermacher. 


Rheinisch-Wesifälische 
Boden-Credit-Bank, Köln a. Rh. 


Die Herren Aktionäre werden zu der 
am Donnerstag, den 11. März 1920, mittags 12 Uhr, 
in unserem Bankgebäude stattfindenden 


fünfundzwanzigsten 
ordentlichen Generalversammlung 


hiermit eingeladen. 
TAGESORDNUNG: 

a) Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und des 
Aufsichtsrates über das Geschäftsjahr 1919, 

b) Genehmigung der Bilanz und Entlastung des Vorstandes 
und des Aufsichtsrates, 

c) Beschlussfassung über 
gewinnes, 

d) Satzungsänderung: Dem Paragraph 56 der Satzungen 
werden folgende Worte beigefügt: „Die Tantiemesteuer 
wird vom 1. Januar 1919 ab von der Gesellschaft ge- 
tragen“, 

e) Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern, 

Die zur Ausübung des Stimmrechts erforderliche Hinter- 
legung der Aktien, Interimsscheine oder von der Reichsbank 
oder einem Notar ausgestellten Depotscheine, letztere mit An- 

(Fortsetzung nebenstehend.) 


jo 


D N 


die Verwendung des Rein- 


Verantwortlioh für die kabrin „Aus der Geschäftswelt“ 


gabe der Nummern der Aktien und Interimsscheine, muss 
spätestens am 8. März 1920 bei unserer Bank in Köln 
oder Berlin 
oder einer der nachbezeichneten Stellen geschehen: 
A. Schaaffhausen’scher Bankverein A.-G., Köln — Direction 
der Disconto- Gesellschaft, Berlin, Bielefeld und Essen — 
Dresdner Bank, Berlin, Dresden und Aachen — National- 
bank für Deutschland, Berlin — Barmer Bankverein Hins- 
berg, Fischer & Comp., Barmen — Deutsche Bank Filiale 
Trier, Trier — Essener Credit-Anstalt, Essen — J. Ph. Kessler, 
Frankfurt a. M. — E. Ladenburg, Frankfurt a. M. — A. Levy, 
Köln — Pfälzische Bank Filiale Frankfurt a. M, Frank- 
furt a. M. — Leopold Seligmann, Köln und Koblenz — 
J. H. Stein, Köln — C. G. Trinkaus, Düsseldorf. 
Köln, den 12. Februar 1920. 


Der Vorstand. 
— 


1 I Aktiengesellschaft 
Brauerei Rönigstadt Mix A Genest Telephon- 
Actien-Gesellschaft u. Telegraphen-Werke, 
onan Berlin-Schöneberg: 
Bilanz per 30. Sept. 1919. Die Aktionäre werden hier- 
mit zu einer am Freitag, den 


nenne] 


Aktiva. M. IPıl5. März 1920, vormittags 
Grundstücke und N 11½ Uhr, im Sitzungssaal der 
Gebäude. . . | 7 579 679/12 [Akt.-Ces. Mix Q Genest, 
Grdst. Zehdenick 42 500— | Telephon- u. Telegraphen- 
do. Adlershof 85 300 — | Werke, Berlin-Schöneberg, 
Ges.-Kap. Habel] 800000. — |Geneststr. 5, stattfindenden 
Masch. u. Geräte] 241 000 — [außerordentlichenGeneral- 
Lager-Fastagen . 54 000 — versammlung ergebenst ein- 
Versand - Fastag. 10 000 — f geladen. 
Pferde k 63 000 — Tagesordnung: 
Wag. u. Geschirre 11—| 1. Beschlussfassung über die 
Eisenb.-Wagen . 1— Erhöhung des Grundkapitals 
Kraftwagen 700 — um nom. M. 300000 — neue 
Mobilien 1— Akt. auf nom. M 12 600 000.— 
Kundschafts-Inv. 13 500 — und Festsetzung der Be- 
Aussch.-Inventar 11 600ı— dingungen für die Ausgabe 
Flaschengesch.- der Aktien unter Ausschluss 
Einrichtungen . 1— des gesetzlichen Bezugs- 
Vorausbezahlte i rechts der Aktionäre. 
Talonsteuer .. 5 700 — ] 2. Abänderung des $ 3 der 
Vorausbezahlte Satzung entsprechend dem 
Versich. - Präm. 8 174/99 Beschlusse zu Punkt 1 der 
Pfandbr. - Amort. 195 19586 Tagesordnung. 
Beteiligungen 3201110 Diejenigen Aktionäre, welche 
Kasse 20 39363 an der Generalversammlung teil- 
Bank-Guthaben . 252 873 15 nehmen wollen, haben gemäss 
Wertpapiere.. . | 1 229 29180 5 8 unserer Satzung ihre Aktien 
Darlehen u. Hyp.] 895 410/04 [oder einen Depotschein der 
Sonst. Debitoren 74 00088 Reichsbank über deren Hinter- 


Vorräte ..... 220 140 35 legung bis zum Dienstag, 
11 834 4802 | den 2. März 1920 bei unserer 

— H “ 
Passiva M Pi GesellschaftsHasse Berlin 


Schöneberg, Geneststr. 5, 


e ; N 80 —] bei der Bank für Handel 
Peere Sonde 570 000 — ] und. Industrie, Berlin W, 
F 172 Schinkel-Platz 1/4, und 
Nicht eL = ihren sämtlichen Nieder- 
Kautionen ar 42 17506 lassungen, bei der Direk- 
Brauerei- u. Mäl- Honder Disebnto⸗ Gesell 
e 6 000 schaft, Berlin W8, Unter 
e - | den Linden 35, bei dem 
a 800 > else wi i 
ERS A erlin 7 ehren- 
Cee , eee 
1 88 Mir: 104 95150 einem Notar gegen Be- 
Sonst. Kreditoren] 144 168137 scheinigung zu hinterlegen. 
Talonst.-Res. . . 34 200 Berlin-Schöneberg, 10.11.1920. 


Gew.- u. Verl-K. . _ 7858/86} Der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
2040] 11 834 480192 Dr. v. Henüg. [2041 


und für den Inzerssenteil Röce Lonis, Neukölln 2 


Druck von rasa & Garleb G. m. b. H., Berlin W. 57, Bülowstrasse 66. 
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